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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 1.

(Ausgegeben am 28. Jannar 1913.)

1. R 1 2.Mns 4 4."

vom 2. Jannar 1913.

Abänderung der Postordnung vom 20. März 1900 betreffend.

Nachstehende „Aenderung der Postordnung vom 20. März 1900“ wird in
Gemäßheit des § 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reichs vom
28. Oktober 1871 (R.-G.-Bl. S. 347) hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Greiz, den 2. Jannar 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Berlin W.,, 28. Dezember 1912.

Aenderung
der

Postordnung vom 20. März 1900.

Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reichs
vom 28. Oklober 1871 wird die Postordnung vom 20. März 1900 wie folgt
ergänzt und geändert.

1



1. Im 82,Meistgewicht“ ist zwischen Zeile 3 und 4einzufügen:
für offene Blindenschriftsendungen 3 kg,

2. Im §8 8 „Drucksachen" ist im Abs. als zweiter Satz einzuschalten:
Unter der gleichen Voranssetzung und unter den für Drucksachen geltenden

allgemeinen und den nachfolgenden besonderen Versendungsbedingungen werden die
zum Gebrauche der Blinden bestimmten Papiere mit erhabenen Punkten oder Buch-
staben gegen die dafür unter un festgesezte Gebühr befördert.

Am Schlusse desselben Abs. () ist nach Ersetzung des
Punktes durch ein Semikolon hinzuzufügen:

ebenso ist es nicht gestattet, den Blindenschriftsendungen Angaben in gewöhnlicher
Schrift und in gewöhnlichem Druck beizufügen, abgesehen von den etwa in den
Büchern usw. enthaltenen Angaben über Titel, Verleger und von sonstigen Ver-
merken, die nicht die Eigenschaft einer brieflichen Mitteilung haben.

3. Im § 8 ist am Schlusse des Abs. veinzufügen:
Die Aufschrift der offenen Blindenschriftsendungen mußin gewöhnlichen Schriftzeichen
hergestellt und mit dem Vermerke „Blindenschrift“ versehen sein.

4. Im § 8ist als vorletzter SatO des Abs. Auccinzuschalten:
Für Blindenschriftsendungen beträgt die Gebühr:

bis 50 8einschließlicg 3 Pf.
über 50 g ,„ 100 „, ,........... 5 „

 100,, ee 10 „

„ 1 kLg, 2, »........... 20 „

 2,„ 3,, »........... 30 „

5. Im § 21 „Telegraphische Postanweisungen“ ist in Abs. vlstatt
„gleich nach der Ankunst dem Empfänger durch einen besonderen Boten
zuzustellen“ zu setzen:

nach den Vorschriften für das Abtragen von Eilsendungen (8 22, I1l) bestellen zu lassen.

6. Im § 46 „Behandlung unbestellbarer Postsendungen am Aufgabeorte“
ist statt des zweiten Satzes des Abs. m zu setzen:

Die mit dem Oeffnen beauftragten Beamten sind zu strenger Verschwiegenheit be-
sonders verpflichtet; sie haben bei den in den Sendungen enthaltenen Mitteilungen
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nur von der Unterschrift, der Angabe des Wohnorts und der Wohnung (Straße
und Hausnummer) sowie nötigenfalls von der inneren Adresse und der Anrede
Kenntnis zu nehmen, sich aber jeder weiteren Durchsicht zu enthalten.

Vorstehende Aenderungen treten am 1. Januar 1913 in Kreft.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Kraetke.

2. Reg 4 KNMXT 1 4

vom 8.Jamiar 1913,
betreffend Aenderung des Regulativs über die Wahlabteilungen in

den nach dem Gesetze vom 31. Dezember 1883 bestehenden
Landtagswahlbezirken.

Das mittelst Regierungs-Bekanntmachung vom 26. Februar 1908 veröffent-
lichte Regulativ, betreffend die Wahlabteilungen in den nach den Gesetzen vom 31.
Dezember 1883 und 23. Januar 1901 bestehenden II. und VI. Landtagswahlbe-
zirken wird auf Grund des Ergebnisses der letzten Volkszählung hiermit bezüglich
des VI. Wahlbezirkes in folgender Weise abgcändert:

Die drikte Wahlabteilung wird in zwei Wahlabteilungen zerlegt und
zwar in die Abteilung 3a, bestehend aus Caselwitz mit 802 Einwohnern,
und in die Abteilung 3b, bestehend aus Nothenthal mit 708 Einwohnern.

Die Wahlabteilung 3a hat 3, die Wahlabteilung 3b 2 Wahlmänner
zu wählen.

Von der neunten Wahlabteilung wird Schönbrunn abgetrennt und der
2 Vhlabteilung zugeteilt, welche mit 1114 Einwohnern4Wahlmänner zuwähle

Greiz, den 8. Januar 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.v. Meding.



3. Regierungs-Verordnung
vom 13. Jannar 1913,

betreffend die Verlegung des Geschäftsjahres der Schlachtvieh-
versicherungsanstalt.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Regenten wird hier-
mit folgendes bestimmt:

Nachdem durch Gesetz vom 25. Juli 1912 das Etats= und Rechnungsjahr
für den Staatshaushalt vom 1. April 1913 ab auf die Zeit vom 1. April bis
31. März verlegt ist, wird 8 18 der Regierungs-Verordnung vom 23. März 1903
zur Ausführung des Gesetzes vom 10. März 1903 über die öffentliche Schlacht-
viehversicherung für das Fürstentum Reuß Aelterer Linie (Gesetzsammlung 1903
Seite 35) aufgehoben und durch folgende Bestimmung ersetzt.

8 18.
Das Geschäftsjahr der Anstalt beginnt vom 1. April 1913 an mit dem

1. April und schließt mit dem 31. März jeden Jahres, es führt dieselbe Zahl wie
das Kalenderjahr, in dem es beginnt.

Der Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. März 1913 wird als fünftes
Vierteljahr dem Geschäftsjahr 1912 zugelegt.

Greiz, den 13. Januar 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



4. Gebührenordnung für die Nacheichung.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Regenten wird auf
Grund von § 16 Absah 2 der Maß= und Gewichtsordnung vom 30. Mai
(Reichs-Gesetzblatt S. 349) die solgende

Gebührenordnung für die Nacheichung
erlassen.

I. Längenmaße und Dickenmaße.

Maßstäbe aus Metall. Buchebauuhelz Elsenbein nochen uundkgleichen,

1908

von 1 m und weniger .. 0,30 Mk.
längere ... 040 „

rue aus 11½% ob Bichiainhobis mit 1m.. . .. .0.10,

von 2D m....w 090.020 „
längere 0830 „

Vandmaße, bis mit 1o n 0925 „
längere .. 6040 „

Prizisionsmaßstäbe. ... .0,80»

Kluppmnße aus Metall,4 vkt**Q mu.derg
bis mit 1m
längere .... 0,40

Klupptnaße aus „onl. außer Vuchsbaumholz,
bis mit 127L. 09015
längrreer 00925

II. Flüssigkeitsmaße und Mehwerlzenge sur Fasstzeite
Flüsstgkeltsmaße von1½1 1 und weniger .. .0,05, . ...-.......0,10

von 1, 2, 51 . 0090
von 10 ind 20 1. 040

größere . . 0,80

Meßioerkseiige ohiie Einteilung oder mit uen Einteilung
von 0,5 1 gnd wenniger.. .0,30von12 .................0,40von 10 in * 1J.h 9000
größeer 1oo



Meßwerkzeuge mit aleicharriger Eintellung
in Ubshninen ven ulnundweniger .-von 0,5 und1
von 2 und 5 l
von 10 1. .

Milchinaße
von201undiveiiig ..

voninehkalsLOlbis mit 50 1.
größere

. Fässer

Fässer von 110 1 und weniger .
von mehr als 1101bis einschließlich 210 1 .
voiiaiehralleOlbiseiiiichcicntichslol.
von mehr als 310 I bis einschließlich 410 l .
voiiiiiehkals410lbiöeiiiichlientichco
voiiiiiehkalSSOOlfürjedcvolleoder aiigefangciie Stufe von 100 l

W. Hohlmaße und Meßwerkzeuge für trockene Gegenstände.
A. Zylindrische Maße

von 05 1 und weniger ..·......von 1 und .

vnö l
von 10 und 20 1
größere

B. gastemaaße, eosch und Lobegefäße uso
a) Kastenmaße .

b) Löschgefäße, Lodegefäß, Fucderragen.von 2 nl und weniger .
gröier .. ..

e) Rahmen und Aufsehmahe . .
cl) Kutntiiiafie von 2 chm und weniger .

Mcßrahnien für Brennholz
V. Gewichte.

A. Handelsgewichte
von 50 g und weniger B( B75
von 100 g bis mit 2 Lg
von 5 und 10 tg.
von 20 und 50 kg



B. Präzisionsgewichte
bis mit 50g 0,10 Mk.
von 100 8 bis mit 2* 0.15 „
von 5 und 10 kg. 0,40 „
von 20 und 50 kg 0,.80 „

Wagen
A.

Wagen von 500 g znd weniger, . .. 0,20Mkvon mehr als 500 bis mit 5 kg 0,.30 „
«»« 5 k „ „ 20 040
,»« 20»,» 50 „ 0,60

„ „ 50 „ „ „ 200 „ 1,00 „

,» 200 „ „ „ 500 „ 1,40 „

 „ 500 „„ „ 750 1,80 „

 „ „ 750 „ „ 1000 „ 220 „

„ „ „ 1000 „ „ „ 1500 „ 2,60 „

.. „ 1500 „ » 2000 „ 3,00 „

, »«2000»dochunter3000» 3,60 „
„ „ 3000 „ 5,00 „

, 3000 „ bis 5000 kg 7.00 Mk 3,00 Mk
„ » 5000»»7000» 9,00» 5.00 „

» ,,»7000»»9000» 11,00» 7,00»
» „ „ 9000 „ „ 11000 „ 13,00 „ 8,00 „

„ „ „ 11000 „ „ 16000 „, 1800 „ 11,00 „

„ „ „ 16000 „ „ 21000 „ 22,00 „ 15,00 „

.„ „ 21000 „ „ 26000, 28,00 „ 19,00 „

„ „ 26000 „ „ 31000 „ 33,00 „ 23,00 „

31000 „ 36000 „ 38,00 „ 27,00 „
Die (Gebühren ber Spalte b gelten bei Benutzung bereitgestellter Gewichts-

herätschaften. B. Wagen für besondere Zwecke.

J. Prãzisionawagen.Wagen von 500 g und weniger gon Mk.
von mehr als 500 g bis mit 5 kg .

» 5kg,,»2o»...........090»
größere........ ......120»

II. Selbsttätige Wogen.
1. Selbsttätige Balkenwagen.

Wagen mit Fulgeuicht unter 5’n1s . ...... 4,00 Mk.
von 5 kg bis mit 15 kg . 5669000 „
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von mehr als 15 kg bis mit 3zo sssss 8383200 Mik.
8 „ 100 100 „

für jedes weitere Hundert ...... .. .....2,50»
mehr.

2. Selbsttätige Laufgewichtswagen.
Für die Prüfung der Wage nach Ausschaltung der selbsttäligen Laufgewichts-

einrichtung sind die unter VI A für Handelswagen derselben Tragsähigkeit
angesetzten Nacheichungsgebühren zu berechnen; dazu für die Prüfung der Lauf-
gewichtseinrichtung
bei Wagen unter 3000 B .....· 6,00 Mk.
von mehr als 3000 lg bis Hl000 # 10000 „
„ „ „ 11000 „ „ mit 31000 1½ 15,00 „
„ „ „ 31000 „ 20.,00 „

III. Wagen für Reisegepäck um für Stückgüter! im Eisenbahnvertehr sowie Wagen
fürv Vosckeien,Wagen unter 250 kg ... ... 1,50 Mt.

von mehr als 250 „ bis 7501½ 33290 „
„ „ „750„, 4V00

Greiz, den 14. Januar 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



5. Regierungs-Verordnung
vom 16. Jannar 1913,

betreffend die nach Maßgabe des Reichsviehseuchengesetzes und des
Ausführungsgesetzes zu demselben zu leistenden Entschädigungen

für Viehverluste.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Regenten wird auf
Drnd des § 4 des Ausführungsgesetzes vom 4. August 1912 (Gesetiammlung127 ff.)) zum Neichsviehseuchengeset vom 26. Juni 1909 (ReichsgesetzblattSös fs.) verordnet, was folgt:

8 1.

Die nach Abschnitt I des genanntenMusführungsgeleten zu leistenden Ent-schädigungen werden, soweit sie nicht die Staatskasse nach § 3 Absatz 4 des er-
wähnten Gesetzes im vollen Umfange oder teilweise zu tragen hat, verlagsweise aus
der Staalskasse gezahlt und in jedem Kalenderjahr von den sämtlichen Pferde-
Maulesel-, Maultier= und Rindvieh-Besitzern im Lande auf Grund der im 82
bezeichneten Aufstellungen wieder beigezogen.

52.
Alljährlich am 1. Dezember — fällt dieser auf einen Sonn= oder Feiertag,

am nächstfolgenden Werktag — haben die Gemeindevorstände in Verbindung mit
den allgemeinen Viehzählungen?) eine Aufstellung der in ihren Gemeindebezirken
an diesem Tage vorhandenen Pferde, Maulesel, Maultiere und Rinder ohne Unter-
schied des Aliers und Geschlechts anzufertigen.

In den einem Gemeindebezirk nicht angeschlossenen Fürstlichen Domanial=
besitzungen sowie in den Bezirken der exkommunalisierten Rittergüter liegt diese
Ausstellung den bestellten Ortspolizeibeamten bezw. den Besitzern der Rittergüter
oder deren vom Landratsamte anerkannten Stellvertretern ob.

In die Aufstellungen sind die im § 73 des Reichsviehseuchengesetzes vom
26. Juni 4% ausgeführten Tierbestände nicht aufzunehmen.
rsol ie Aufstellungen haben nach dem als Anlage 1 beigefügten Muster zuerfolgen.

*) Slehe Bekanntmachung des Reichslanzlers vom 4. Dezember 1912 nolblait lUr das DeulW— chung -gelchslanzlen= m embeir Zennolbla n ullche



83.
Die Gemeindevorstände haben die in den Spalten 1, 2 und 3 ausgefüllten

Aufstellungen in ihren Gemeinden eine Woche lang zur Einsichtnahme öffentlich
auszulegen und Ort, Zeit und Zweck der Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung
in ortsüblicher Weise den Beteiligten zur Kenntnis zu bringen.

Nur innerhalb dieser Frist können Anträge auf Berichtigung der Aufstellung
bei dem Gemeindevorstand angebracht werden. Dieser hat darüber zunöchst zu entscheiden.

Widersprüche gegen seine Entscheidung müssen binnen zwei Wochen bei dem
Gemeindevorstand angebracht werden. Diese Frist ist eine Ausschlußfrist und wird
vom Tage der Eröffnung der Entscheidung an gerechnet.

8 4.
Spätestens bis Mitte Jannar eines jeden Jahres sind die Aufstellungen

mit den etwaigen Widersprüchen an das Fürstliche Landratsamt einzureichen.
Dieses entscheidet endgültig über die eingegangenen Widersprüche, schließt

die Aufstellungen ab, gibt sie abgestempelt den Gemeindevorständen zurück und zeigt
die Gesamtzahl der Tiere, getrennt nach Pferden, Mauleseln, Maultieren und Rindern,
der Fürstlichen Landesregierung an.

5 5.
Die Fürstliche Landesregierung schreibt hierauf im Amts= und Verordnungs-

blatt diejenigen Beträge aus, welche zur Wiedererstattung der im voransgegangenen
Jahr aus der Staatskasse verlagsweise gezahlten Entschädigungen von den Besitzern
der nach den §§ 2 bis 4 dieser Verordnung ermittelten Tiere für jedes Tier zu
leisten sind.

Alsbald nach der Ausschreibung Sschen die Gemeindevorstände die Spalten
4 bis 7 der Aufstellungsliste auszufüllen. die von den Tierbesitzern zu leistenden
Beilräge zu erheben und mit der Aufstellung bis zum 1. April eines jeden Jahree

an das Frsteien Landratsamt einzureichen.Das Fürstliche Landratsamt liefert die empfangenen Beiträge alsbald mittels
Lieferscheins an die Landeskasse ab. In Rest gebliebene Beiträge hat es nach den
für die Zwangsvollstreckung wegen gewisser Geld= und Naturalleistungen im Ver-
waltungswegebestehenden Vorschriften unverzüglich beizutreiben.Das Fürstliche Landratsamt hat über die Gesamtheit der bei ihm einge-
gangenen Beiträge eine Nachweisung unter Bezeichnung der bei den einzelnen Tier-
gattungen etwa verbliebenen rückständigen Beträge aufzustellen und der Fürstlichen
Landesregierung spätesteus bis zum 3. Juli mit Bericht vorzulegen.

87.
Von den eingegangenen Beträgen werden die von der Staatskasse geleisteten

Vorschüsse gedeckt. Etwaige Ueberschüsse oder Fehlbeträge werden auf die für das
nächstfolgende Jahr auszuschreibenden Jahresbeiträge in Anrechnung gebracht.
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88.
Alljährlich im Januar ist über die im verflossenen Jahre vorgekommenen

Entschädigungsfälle vom Fürstlichen Landratsamt eine Aufstellung unter Benutzung S
des als Anlage 2 beigefügten Musters an die Fürstliche Landesregierung einnihn.

89.
Die Regierungs-Verordnung vom 14. Juni 1888 zur Ausführung des

Gesetzes vom 13. Juni 1888 (Gesetzsammlung S. 27), betreffend die Gewährung
von Entschädigung für infolge von Milzbrand gefallene oder getötete Ninder, verliert
ihre Gültigkeit.

Greiz, den 16. Januar 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Aulage 1.

Aufstellung

der am 19

in der

Gemeinnde

vorhanden gewesenen

Pferde, Maulesel, Maultiere und Minder

(Datum)

Der Gemeindevorstand.



Namen

Pferde Maueesel Maultiere Rinder

Stückzahl der

4

Pferde
5 ri

Maulesel
*- *

Maultiere Rinder
4

Beiträge für



b. 6. 7. 0.
Gesamt-
summe uckstä

ver BezahltRückstände Bemerkungen
Beiträge

m K 4 r- 3
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Anlage 2.
Auf

über die Entschädigungen, die
vom 4. August 1912 zum Viehseuchengesetz

III.

Tier-
gattung

IV. VI.V.

2.

einge- gangenKrankheit
gefallen getötet7

1.2.0.3.3 4.56 8. a. b.
S i*' 82 S

8 2214 * 2 2 55snssm2 — »«ee— säc DIE-«M- Namen “E[6
der Tierbesitzer EEEIEEIREEEEEIIIIEIIIIE

 A s/8/85 52222
584 5235

Anmerkung: In den Abteilungen III, IV, V ist die
Dasselbe gilt für Spalte XI, wenn der Ge

Sonst ist die Anteilsquote einzutragen (z. B.:



stellung
nach dem Ausführungsgesetz
im Jahre 19 .gezahlt worden sind.

V. Vun. I. x. XI. XI. 1Im.

Versicherungs- Zahlungs-
summe pflichtig

n à52-72# 1 2. 23 1. 83.

rehk"e6 b NoHBemerkungen
Sbs " *. 227.1 5ñ * 6%Z1
d ———.——.—..s..—————— e

Spalte mit einem senkrechten Strich auszufüllen.
samtbetrag von 1 oder 2 oder 3
Tuberkulose XI, 1= ½ XI, 4

zu tragen ist.
7/10.



6. Regierungs-Verordnung
vom 25. Januar 1913,

betreffend die Aenderung der zur Ausführung des Reichsgesetzes
über die Unfallfürsorge für Gefangene vom 30. Juni 1900 ergangenen

Vorschriften vom 20. März 1903.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Regenten wird in
Abänderung der Regicrungs-Verordnung vom 20. März 1903, (Gesetzsammlung
S. 30) betreffend die Aueführung des Reichsgesetzes über die Unfallfürsorge für
Gefangene vom 30. Juni 1900 (Reichsgesetzblatt Seile 536 ff.) auf Grund des
§ 8 des genannten Gesetzes verordnet, was folgt:

Ausführungsbehörde bei der Unfallfürsorge für diejenigen Gefangenen, für
welche nach § 7 Absatz 1 des Reichsgesetzes die Unfallfürsorge durch das Fürsten-
tum zu erfolgen hat, ist das beim Fürstlichen Landratsamt errichtete Versicherungsamt.

Im übrigen bewendet es bei den Bestimmungen der Regierungs-Verordnungvom 20. März1

Greiz, den 25. Januar 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 2.

(Ausgegeben am 24. April 1913.)

7 zn 1 2. Wn# 4 A."

vom 6. Februar 1913, 6

betreffend die Bezeichnung der statistischen Stelle Vereinigter
Thüringischer Staaten in Weimar.

Die Bezeichnung der gemeIinschaftlichen statistischen Stelle in Weimar:
„Statistisches Burcau Vereinigter Thüringischer Staaten“ ist in die Bezeichnung

„Thüringisches Statistisches Amt“
abgeändert.

Dies wird andurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Greiz, den 6. Februar 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



8. Höchste Verordnung
vom 24. Februar 1913,

die Befreiung vom Aufgebot vor Eheschließungen betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XIX7. Reuß Aelterer Linie verordnen

Mir Heinrich der Siebenundzwanzigste,
Erbprinz Reuß Jüngerer Linie,

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,
folgendes:

Einziger Paragraph.
Im Falle dringenden Bedürfnisses ist die Fürstliche Landesregierung

ermächtigt, sofern beide Verlobte Reichsinländer sind, die Befugnis zur Befreiung
vom Aufgebot auf den Standesbeamten zu übertragen, vor dem die Ehe geschlossen
werden soll.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und
mit dem Abdrucke Unseres Fürstlichen Insiegels versehen lassen.

Gegeben Neue Burg Greiz, den 24. Februar 1913.

(1. 8) (60.) Heinrich K#M.
(gegez.) v. Meding.



9. Regierungs--Verordnung
vom 15. April 1913 »

über die Prüfung der Wagen und Gewichte in den Apotheken sowie
der Meßgeräte der Prüfämter für Textilwaren (Konditionieranstalten).

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürst-Regenten wird
in Ergänzung des § 14 Absatz 2 der Apothekerordnung vom 10. Juni 1859
(Gesetzsammlung Seite 105 ff.) sowie Abänderung des § 2 des Nachtrags vom
29. Juni 1870 zu der Verordnung vom 12. Februar 1858, die Einrichtung eines
Eichamtes und dessen Geschäftsobliegenheiten betreffend (Gesetzsammlung Seite 42 f.),
und auf Grund der §8 15, 23 Absatz 2 des Gesetzes, betreffend Maß= und
Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 (Reichsgesetzblatt S. 349 ff.) folgendes
bestimmt:

a) Wagen und Gewichte in den Apotheken.

81.
Die in den Apotheken benutzten Wagen und Gewichte müssen nach ihrer

ußern Beschaffenheit und ihrer Genauigkeit den Vorschriften der sichormun fürdas Deutsche Reich vom 8. November 1911 (Beilage zu Nr.6 Reichs-Geseh-blattes von 1911) entsprechen. Alle 2 Jahre sind sie durch 3 W einer

zhsun 43 unterziehen.
uf chemische Wagen und auf die Wagen nach Mohr oder Westphal findendiese *ßmßdrs keine Anwendung

6 2.
Die Prüfung soll in der Regel in der Apotheke, sie kann aber auch beim

bereitnn vorgenommen werden.Soweit nicht besondere Anträge des Apothekers vorliegen, gibt das Ober-
eichamt zunlöst 3 Tage vor der Prüfung dem Apotheker davon Nachricht.

5 3.

Bei den richtig befundenen Wagen und Gemwichten ist weder ein Eichstempel
noch ein Jahresstempel aufzubringen. Der Apotheker hat unrichtig befundene
Wagen und Gewichte tunlichst sofort berichtigen zu lassen.

Die ihrer Beschaffenheit nach unzulässigen oder keiner Berichtigung fähigen
Wagen und Gewichte dürfenin der Apotheke weder benutzt noch bereit gehalten werden.

.
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L
Ueber das Ergebnis der Prüfung hat der Eichbeamte eine vom Obereich-

amte vorzuschreibende Bescheinigung auszustellen. Der Apotheker hat die Bescheinigung
aufzubewahren und sie bei der Apothekenrevision dem Revisionsbeamten vorzulegen.
Der Eichbeamte hat eine Abschrift der Bescheinigung dem Obereichamt einzureichen.

85.
Für die Prüfung werden Gebühren nach der Gebührenordnung für die

Nacheichung vom 14. Jannar 1913 (Gesetzsammlung S. 5 ff.) erhoben, mit einem
Zuschlag von 5 M. für Prüfungen außerhalb der Amtsstelle des Obereichamtes.

b) Meßgeräte der Prüfämter für Textilwaren (Konditionieranftalten).

66.
Die Prüfungen sind durch das Obereichamt möglichst in dem Prüfamt selbst

vorzunehmen. Das Obereichamt kann einen Teil dieser Prüfungen durch das Eich-
amt ausführen lassen.

Der § 2 Absatz 2 findet entsprechende Anwendung.

87.
Die Meßgeräte — Spalte 1 der nachstehenden Aufzeichnung — werden mit

den Normalen der Spalte 2 verglichen und haben die in Spalte 3 festgesetzten
Fehlergrenzen innezuhalten:

1 2 3

J.

Fangenmaße. Fehlergrenze.
a) Maßstäbe.

b) Präzisionshaspel aus
Metall von verschie-
denem Umfang, z. B.
Imn, 1,126 m, 1,428m
usw.

die Gebrauchsnormale des
Eichamtes.

ein stählernes, von der
Kaiserlichen Normal-Eich-
ungskommission für diesen
Zweck beglaubigtes Band-
maß.

Eichfehlergrenze der Han-
delsmaßstäbe (z. B. für 1m
aus Messing: K. 0,5 mn).
+ 2,5 mm für 1 m
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II.

Wagen.
a) Gleicharmige Balken-

wagen bis einschließlich
20 kg Tragkraft.

b) Gleicharmige Wagen
höhererTragkraft,sowie
ungleicharmige Wagen
(Dezimalbrücken= oder
Laufgewichtswagen).

III.

Gewichte.
a) Präzisionsgewichte von

ing bis

b) Gebrauchsnormalge-
wichte für Präzision
von 1 mg bis 50 kg

oder

o) Kontrollnormalgewichte
für Präzision von 1 mg
bis 20 kg.

Anm. 1). Bei der r— Beglaubl
sichtlich derzbercznßtastender Kalsenhes Normal-Eichun
Eichungskommission, 3. Reihe

ein eichamtlicher Kontroll-
normalsatz, Präzisionsge-
wichte des Eichamtes ge-
gebenenfalls die entsprechen-
den Gewichte des Prüfamts
(ogl. IIIßh.

die Gebrauchsnormale des
Eichamtes.

die eichamtlichen Gebrauchs-
oder Kontrollnormale für
Präzision, gegebenenfalls
die entsprechenden Gewichte
des Prüfamts (ogl. IIIb
oder o).

die Kontrollnormale für
Präzisionsgewichte des

Obereichamtes.

die Hauptnormale des
Obereichamtes.

Fehlergrenze der Eichamts-
wagen (z. B. für eine 5 kg

age
bei5kg Belastung K 250 g
* 1 ½. % + 80 „

Bei voller und bei ½6
der Tragkraft: ½000 der
Belastung: (3. B. für eine
Dezimalbrückenwage von
150 kg Tragkraft: +309).

Eichfehlergrenze der Prä-
zisionsgewichte
(3. B. für 1 kg K 200 mg

« 1 8 + 2 „).

Fehlergrenze der Eichamts-
gebrauchsnormale f. Präzision
(6.B.für1 kg + 80 mg

* 1 8 + 0,8 „

Fehlergrenze der Eichamts-
kontrollnormale f. Präzision
(3. B. für 1 kg K 20 mg

7 1 8 + 0,2 „J.

ung von NeigungsZeigerwagen zur Garnnummer-Ermittelung kann hin-#imrcht Prüfunm3. uni1halserguron10 S. 13% lI) als —dienen.
ARL de1——— die BekanntmachungMitteilungen der Kaiserlichen Normal-
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6.
Die Prüfung und Nachprüfung der zur Konditionierung gebrauchten Wagen

ist sowohl ohne, als mit Erwärmung des Konditionier-Apparates, gegen dessen
Strahlung die Wagen mit guten Schutzvorrichtungen versehen sein sollen, vorzunehmen.

L
Das stählerne Bandmaß (5 7 1 Spalte 2) ist der Kaiserlichen Normal-

Eichungskommission alle 4 Jahre zur Prüfung einzusenden.

6 10.
Soweit die Geräte nicht vollkommen den Vorschristen der Eichordnung für

das Deutsche Reich entsprechen, darf das Eichzeichen (Stempelzeichen) als Beglau-
bigungszeichen nicht benutzt werden. Es genügt in diesen Fällen die Anbringung
einer laufenden Nummer und der Ordnungszahl des Prüfungsjahres an geeigneter
Stelle. Letztere ist in jedem Falle anzubringen.

 11.

Wegen der Gebühren für die Prüfung findet §5mit der Maßgabe ent-
sprechende Anwendung, daß bei der Präzisionshafpel (§ 7 lb Spalte 1) die Ge-
bührenberechnung wie bei Präzisionsmaßstäben erfolgt.

Greiz, den 15. April 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.
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10. Gesetz
vom 19. April 1913,

betreffend Gewährung von Staatszuschüssen zur Besoldung der
Volksschullehrer und -lehrerinnen.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXW. Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie, Graf und Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein
. . c.

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,
mit Zustimmung des Landtags, was folgt:

81.

DieSchulgemeinden des plattenwi erhalten zur Lehrer= und Lehrerinnen-besoldung Zuschüsse aus der Staatskasse in Höhe der von ihnen kraft gesetzlicher
Verpflichtung zu gewährenden Alterszulagen.

Diese Zuschüsse sind vierteljährlich nachzahlungsweise zu gewähren.

 .
Die Stadtgemeinden erhalten gleichfalls Zuschüsse zur Besoldung ihrer Volks-

schullehrer und -lehrerinnen in vierteljährlichen Nachzahlungen.
Bei Berechnung der für die einzelnen Etatjahre o gewährenden uschust

sind die Gesamtsummen an Alterszulagen zu Grunde zu legen, welche sich für das
zunächst zurückliegende Etatjahr in jeder der beiden Städte für ihre Volksschullehrer
und kilehrerinnen insgesamt ergeben hätten, wenn bei der Alterszulagenberechnung

die für die Volkeschullehrer und lehrerinnen des plattes Landes gesetzlich voche-schriebenen Grundsätze angewendet wären; bei Berechnung der Zuschüsse für das
Etatjahr 1913 gilt ½ bn" at zurükliegende Etatjahr die Zeit vom 1. April
1912 bis 31. März1
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Von den hiernach sich herausstellenden Gesamtsummen werden 33½ v. H.
für die Stadt Greiz und 50 v. H. für die Stadt Zeulenroda als Zuschuß zur
Besoldung der dortigen Lehrer und Lehrerinnen gewährt.

Dieses Gesetz tritt mit Wirtun 2 1. April 1913 ab in Kraft.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Insiegel beifgen lassen.

Gegeben Neue Burg Greiz, den 19. April 1913.

(L 8) (hez) Heinrich XXVI.

(ggez.) v. Meding.

11. Gesetz
vom 19. April 1913,

die Unfallversicherung für Land= und Forstwirtschaft betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXW. Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir BPeinrich der Siebenund zigste
von Gottes Guaden Fürst Reuß Jüngerer * Graf und Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein,
N. c. .

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,
auf Grund der §8s 1034, 1037, 1038 der Reichsversicherungsordnung mit Zu-
stimmung des Landtags folgendes:
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5 1.
Auf die land= und forstwirtschaftliche Unfallversicherung im Fürstentum

finden vorbehaltlich der folgenden Bestimmungen die einschlägigen Vorschriften der
Reichsversicherungsordnung auch insoweit Anwendung, als landesrechtliche Bestimmungen
zugelassen sind.

62.
Für alle nach den §§ 915 ff. der Reichsversicherungsordnung versicherten

Betriebe, die im Fürstentum ihren Sigz haben, besteht eine Berufsgenossenschaft mit
dem Sitz in Greiz. Sie führt den Namen: „Land= und forstwirtschoftliche Berufs-
genossenschaft für das Fürstentum Reuß Aelterer Linie“.

83.
Alle Unternehmer mit nicht mehr als 3000 M. land= und forstwirtschaft-

lichem Einkommen sind samt ihren Ehegatten nach Maßgabe der Reichsversicherungs-
ordnung und dieses Gesetzes gegen Betriebsunfälle versichert.

Die Satzung bestimmt wegen der Berechnung dieses Einkommens das Nähere.

8 4.
Familienangehörige unter 10 Jahren, die im Betrieb beschäftigt werden,

sind versicherungsfrei.
6 5.

Die Satzung muß auch bestimmen
1. über die Veranlagung land= und forstwirtschaftlicher Betriebe, mit denen

eine Bodenbewirtschaftung nicht verbunden ist, oder von Grundstücken,
die mit Grundsteuereinheiten nicht belegt oder von Entrichtung der
Grundsteuer frei sind,

2. darüber, unter welchen Voraussetzungen, in welcher Höhe und in
welchem Verfahren für Nebenbetriebe, sowie mitversicherte gewerbliche
Betriebe und Tätigkeiten besondere Beiträge zu erheben sind.

86
Wählbar zu Mitgliedern des Genossenschaftsvorstands, der Genossenschafts-

versammlung und, soweit Vertrauensmänner bestellt werden, zu solchen sind die
Mitglieder der Genossenschaft, ihre gesetzlichen Vertreter sowie bevollächigten
Betriebeleiter. Nicht wählbar ist, wer nicht den Anforderungen des § 1
Reichsversicherungsordnung entspricht.

§ 7.
Die Beiträge werden auf die Betriebsunternehmer jährlich nach Maßgabe

der Zahl der Grundsteuereinheiten, welche auf die von ihnen bewirtschafteten land-
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und forstwirtschaftlichen Grundstücke nach Abrechnung der die Gebäude samt Hofraum
treffenden Einheiten entfallen, und unter Berücksichtigung der Bestimmungen umge-
legt, die nach den S§ 5, Z und9 dieses Gesetzes getroffen sind. Der Umlegung
der Beiträge ist diejenige Zahl der Grundsteuereinheiten zu Grunde zu legen, welche
am Schlusse des Kalenderjahres, für das die Umlegung erfolgt, auf den fraglichen
Grundstücken ruht.

Die Satung kann bestimmen, daß die Beiträge von denjenigen Personen
zu erheben sind, welche nach gesetzlicher Vorschrift zur Grundstener für die den
Betrieben der Genossenschast zugehörenden Grundstücke veranlagt sind oder sein
würden, wenn die Grundstücke nicht von der Grundsteuer befreit wären. Solchen-
falls findet § 1009 Absatz 2 und 3 der Reichsversicherungsordnung Anwendung.

Das Fürstliche Katasterbureau hat in diesem Fall der Berufsgenossenschaft
auf ihre Kosten die erforderlichen Unterlagen nach näherer Anweisung Fürstlicher
Landesregierung zu beschaffen.

Veränderungen in der Veranlagung einzelner Grundstücke zur Grundsteuer
sowie Veränderungen im Besitz der beitragspflichtigen Grundstücke hat das Fürst-
liche Katasterbureau alljährlich bis zum 10. Januar für das abgelaufene Jahr dem
Genossenschaftsvorstand mitzuteilen.

868.
Gehören außerhalb des Fürstentums liegende Grundstücke zu einem Betrieb,

der seinen Sit im Fürstentum hat, so sind sie vom Genossenschaftsvorstand bezw.
den von diesem beauftragten Sachverständigen nach Grundsteuereinheiten abzuschäten.
Letziere sind den nach § 7 ermittelten Grundsteuereinheiten zuzuzählen.

Die Abschätzung kann erfolgen unter Zugrundelegung der auf den Grund-
stücken nach den Ordnungen ihres Staats ruhenden Steuereinheiten nach einem zu
erörternden und festzustellenden Verhältnis des Wertes einer Grundstenereinheit in
dem fraglichen Bundesstaat zu dem einer Grundsteuereinheit im Fürstentum.

5*9.
Für Unternehmer, die betriebsfremde oder im Betrieb beschäftigte, aber nicht

versicherungspflichtige Personen versichern, sowie für diejenigen nicht versicherungs-
pflichtigen Unternehmer, welche sich selbst versichern, und für diejenigen Personen,
bezüglich deren bei Berechnung der Rente ein höherer als der Jahresarbeitsverdienst
land= und forstwirtschaftlicher Arbeiter zu Grunde gelegt wird, hat die Satzung Zu-
schläge zu den ordentlichen Beiträgen festzusetzen.

810.
Gefahrklassen werden nicht gebildet.
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811.
Der Genossenschaftsvorstand teilt den Gemeindevorständen Verzeichnisse mit,

aus denen sich ergibt, welche Betriebe der Gemeinde der Genossenschaft zugerechnet
werden. Aus dem Verzeichnis müssen die Zahl der beitragspflichtigen Grundsteuer-
einheiten und die sonstigen für die Veranlagung maßgebenden Verhältnisse ersichtlich sein.

Der Gemeindevorstand legt diese Verzeichnisse 2 Wochen lang zur Einsicht
der Beteiligten aus und macht den Beginn dieser Frist auf ortsübliche Weise bekannt.

innen einer weiteren Frist von einem Monat können die Beteiligten wegen
Aufnahme oder Nichtaufnahme ihrer Betriebe in die Verzeichnisse sowie gegen die
Zahl der beitragspflichtigen Einheiten und die sonstigen Unterlagen für die Veran-
lagung ihrer Betriebe bei dem Genossenschaftsvorstand Einspruch erheben.

12.
Jeden neu eröffneten Betrieb hat der Gemeindevorstand durch Vermittelung

des zuständigen Versicherungsamts dem Genossenschaftsvorstand anzumelden.
Dieser hat die Zugehörigkeit zur Genossenschaft zu prüfen.
Bejaht er sie, so eröffnet er es schriftlich dem Unternehmer oder sonstigen

Beitragspflichtigen (§ 7 Abs. 2) unter Mitteilung der für die Veranlagung maß-
gebenden Unterlagen. Der Beitragspflichtige kann hiergegen binnen Monatsfrist
beim Genossenschaftsvorstand Einspruch einlegen.

Verneint der Genossenschaftsvorstand die Zugehörigkeit, so findet § 967
Absatz 3 der Reichsversicherungsordnung Anwendung.

*E 13.
Enthält die Satzung eine Vorschrift nach § 7 Absatz 2, so hat der Genossen-

schaftsvorstand außer dem für die Umlegung der Beiträge erforderlichen Verzeichnis
(§g 11, 12) ein Unternehmerverzeichnis zu führen. Die Gemeindevorstände haben
ihm die hierzu erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen, auch jeden Wechsel
in der Person des Unternehmers alljährlich bis zum 10. Januar für das abgelaufene
Jahr mitzuteilen.

8 968 der Reichsversicherungsordnung findet keine Anwendung.

W 14.
Der Genosseuschaftsvorstand berechnet den Betrag, der auf jeden Zahlungs-

pflichtigen zur Deckung des Gesamtbedarfs entfällt, und stellt die Heberolle auf.
Auszüge aus der Heberolle stellt er den Gemeindevorständen beziehungsweise

den Ortspolizeiverwaltern der einem Gemeindebezirk nicht angeschlossenen Fürstlichen
Forsten, der Kammergüter Dölau mit Rothenthal, Grochlitz, Lunzig und Burge und
der exkommunalisierten Rittergüter zu.

15.
Der Auszug aus der Heberolle muß diejenigen Angaben enthalten, welche

erforderlich sind, um die Richtigkeit der Beitragsberechnung zu prüfen.
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Der Gemeindevorstand legt den Auszug 2 Wochen lang zur Einsicht der
Beteiligten aus und macht das auf ortsübliche Weise bekannt.

Binnen weiteren 2 Wochen kann der Zahlungspflichtige unbeschadet seiner
Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung gegen die Beitragsberechnung bei dem Ge-
nossenschaftsvorstand schriftlich Einspruch erheben.

Mindertsich der Beitrag, so ist der Ausfall im nächsten Jahr zu decken.
Ergibt sich nachträglich, daß ein ohne Einspruch gezahlter Beitrag zu Unrecht

oder in zu hohem Betrag gezahlt worden ist, so kann die Rückerstattung verlangt
werden. Auf denAntrag pnheht ein schriftlicher Bescheid des Genossenschaftsvorstands.Der Auspruch verjährt in 6 Monaten nach Ablauf der Frist für die Auslegung
der Heberolle (Absatz 2).

98616
Der Geweindevocttand überien, odie Auszüge nach Auslegung dem Orts-

steuereinnehmer, der die Beträge einzuziehen und an die zuständige Bezirkssteuer-
einnahme abzuliefern hat. Für die einem Gemeindebezirk nicht angeschlossenen
Fürstlichen Forsten, Fürstlichen Kammergüter und Rittergüter iun dies unmittelbar
die Zahlungspflichtigen.

Fürstliche Landesregierung bestimmt die Vergütung der OntzstenereinnehmerDie Bezirkssteuereinnahme schießt die nicht eingehenden Beträge bis zum
Umlageverfahren des nächsten Jahres vor.

ückständige Beiträge, Vorschüsse auf die Beiträge (3s 1011, 738 der
Reichsversicherungsordnung) und die im Fall einer Betriebseinstellung etwa zu
leistenden Sicherheitsbeträge (§ 972 Ziffer 11 a. a. O.) werden wie öffentliche
Abgaben beigetrieben.

Der Anspruch auf rückständige Beiträge verjährt, soweit nicht eine absichtliche
Hinterziehung vorliegt, in 4 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie

hätten #cyahtt werden müssen.
Uneinziehbare Beträge fallen der Genossenschaft zur Last und sind bei demUmlageverfahren des nächsten Jahres zu decken

 §5 17.
Alle ——— Bestimmungen, insbesondere das Gesetz vom 30. Dezember1903 (Ges.= 960) und die Regierungsverordnung vom 12. Dezember 1904(Ges. S. S. 5 sind —
Urkundlich haben Wir dieses Gefetz Höchsteigenhändig vollzogen und mit

dem Abdrucke Unseres Fürstlichen Insiegels versehen lassen.
Gegeben Neue Burg Greiz, den 19. April 1918.

(L 8) (gez.) Heiich, XXM.gez). v. Meding.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 3.

(Ausgegeben am 20. Mai 1913.)

12. Gesetz
vom 5. Mai 1913

zur Abänderung einiger gesetzlicher Bestimmungen über die Pensions-
verhältnisse der Hinterbliebenen von Staatsdienern, Geistlichen, Lehrern

und Kirchendienern.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXV. Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir HDeinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie, Graf und Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, - Gera,Schlei und Lobenstein,
c.

Regent des Furstentus Reuß Aelterer #iuee

zur ss verderGesetzevom2. April 1860 iS.S. 33), 6. Februar 1864(Ges-S. S. 29) und 13. Febrnar 1910 (Ges. S. S. 39) mit Zustimmung des
Landtags, was folgt:

Die gesetzliche Witverbenston gei Lenfn, in Sinne der Gesetze vom
2. April 1860 (85 30 fl), 6. Febrnar 1864 (§ 2), 13. Februar 1910 63
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Abs. 2) wird auf ein Viertel des lezten Diensteinkommens des Verstorbenen (6 31
des Gesetzes vom 2. April 1860, § 2 des Gesetzes vom 6. Februar 1864) erhöht.

Bei mehr als 5Dienstjahren des Verstorbenen beträgt die Pension mindestens
360 Mark, jedoch keinesfalls mehr als 30 Prozent des leyten Diensteinkommens

des Vesstorbenen,
Diese Bestimmungen finden auch auf die vor Inkrasttreten dieses Gesetzesentstandenen Pensionsbezüge Anwendung. Die nach § 1 des Gesetzes vom 13.

Fetrwar 1000 zu gewährenden Pensionserhöhungen kommen für die Hinterbliebenenin Wegfall.

6 82.

Die Woisenversorgung wird unter den gesetzlich sonst gegebenen Voraus-
setzungen bis zum vollendeten 21. Lebenejahr ausgedehnt.

83.
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1913 in Kraft.

Gegeben Schloß Österstein, den 5. Mai 1913.

(L 8) (gez) Heinrich XXVII.

(Oges.) v. Mebing.

13. Landtagsabschied
für den sechzehnten ordentlichen Landtag.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Helurich XXW. Reuß Aelterer Linie urkunden

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Guaden Fürst Reuß Jüngerer Linie, Graf und Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein,
. rc. 2.

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie:
Am Schlusse des von Uns auf den 28. Januar laufenden Jahres einbe-
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usnen ordentlichen Landtags des Fürstentums eröffnen Wir in Gemäßheit des#§8 85 der Verfassungsurkunde dem Landtage Unsere Entschließung bezüglich der2b-'·i Verhandlungen, wie folgt:
Die Vorlagen an den Landtag anlangend, so haben die Gesetze

1. betreffend die Unfallversicherung für Land= und Forstwirtschaft,

2. betreffend Gewährung uan nStvatshuschuff en zur Besoldung der Volks-schullehrer und -lehrerinn
bereits burch deren in kucherinlimmang. mit den Erklärungen und Anträgen des
Landtags erfolgten Erlaß ihre Erledigung gefunden.

Die Gesetze
3. über das Fortbildungsschulwesen,
4. die Landrentenbank betreffend,
5. die Kosten des Berusungsverfahrens in Staatssteuersachen betreffend,
6. den Landtag betreffend,
7. die Entschädigung der an Gehirn-Rückenmarkentzündung oder Gehirn=

entzündung gefallenen Pferde betreffend,
8. zur Abãänderung einiger gesetzlicher Bestimmungen über die Pensions-

verhältnig e der Hinterbliebenen von Staatsdienern, Geistlichen, Lehrernund Kirchendienern,
werden im übrigen mit den vom Landtage beantragten, von Uns genehmigten Ab-
änderungen und Zusäten publiziert werden. Den von dem Landtage bei Beratung des
zuletzt genannten Gesetzes beantragten Zusatz einer weiteren Pensionserhöhung bei
mehr als 25 Dienstjahren des Verstorbenen haben Wir nicht genehmigen können.

Was den vom Landtage ausgesprochenen Wunsch auf Aushebung des § 71
Absatz 4 der Verfassung alangt, so wird derselbe von Uns in wohlwollende Er-wägung gezogen werden. In Verbindung mit der Gesetzes-Vorlage, den Landtag
betreffend, haben Wir dem Wunsche nicht stattgeben können.

Ferner haben die Vorlagen an den Landtag, betreffend
9. die Haushaltpläne für die Etatjahre 1913, 1914 und 1915,

10. die Prüfung der Landeskassenrechnungen auf die Jahre 1909, 1910
und 1911

11. die Rechnungen über die Verwendung des Fonds für gemeinnügtzige
Zwecke im Interesse des Feuerlöschwesens und der Feuersicherheit für
die Jahre 1909, 1910 und 1911,

12. die Errichtung eines Wohngebäudes auf dem Landkrankenhausgrundstück,
13. einmalige Aufwendungen aus den verfügbaren Ueberschüssen der

letzten Finanzperiode,
5“%
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14. die Verbesserung der Straße Greiz-Fraureuth in der Nähe des Ritter-
gutes Unterreudnit,

15. Beiteag an die Stadtgemeinde Greiz zum Neubau der oberen Elster-
reiz,

ihre Erledigung gefunden, indem Wir die Erklärungen des Landtags entgegen ge-
nommen und die vom Landtage zu einigen dieser Vorlagen beantragten Aenderungen
im übrigen genehmigt haben; den bei Beratung des Staatshaushaltplanes be-
schlossenen einheitlichen Antrag auf Erhöhung der Zuschüsse an die Stadtgemeinde
Greiz für dasGymnasiummit Realschule, und an die Stadtgemeinde Zeulenroda
für die Realschule, sowie auf Einstellung eines weiteren Betrags unter Kap. XIX A
des Staatshaushaltplanes für bestimmte landwirtschaftliche Zwecke, sowie den bei
Beratung der Vorlage über einmalige Aufwendungen aus den verfügbaren Ueber-
schüssen beschlossenen Antrag auf Erhöhung der Zuwendungen an die Schulge-
meinden zu den Schulbauten haben Wir nicht genehmigen können.

Das von dem Landtage bei Beratung der Vorlage, betreffend die Ver-
besserung der Staatsstraße Greiz—Fraureuth in der Nähe des Rittergutes Unter-
reudnig, beschlossene Ersuchen, in jeder kommenden Etatperiode aus den Ueberschüssen
weitere Mittel für den späteren Bau einer neuen Straßenstrecke durch das Wiesen-
gelände vor dem Orte Reudnit zurückzustellen, werden Wir in weitere Er-
wägung ziehen.

Wir versichern Unseren getreuen a Anserer Huld und Gnade undhaben zu Bekundung des Vorstehenden gegenwärti

ganstagenbschten
ausfertigen lassen und unter Beidrückung Unseres Fürstlichen Insiegels Höchst-
eigenhändig vollzogen.

Gegeben Schloß Thallwit,, den 14. Mai 1913.

(L §) (gez.) Heinrich XXVI

(Gaez) v. Meding.
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14. Gesetz
vom 18. Mai 1913,

den Landtag betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXW. Reuß Aelterer Linie verordnen

MWir Heinrich der Siebenund#wanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie, Graf und Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein,
. u. c.

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

mit Zustimmung des Landtages folgendes:

Artikel I.

Verfalsungsänderungen.
81.

Die §§ 53, 54 der Verfassung werden durch folgende Bestimmungen ersetzt:

6 63.
Das gesamte Fürstentum Reuß Aelterer Linie hat eine Landesvertretung,

durch deren Mitwirkung innerhalb des in dieser Verfassung bezeichneten Bereichs
die Festigkeit und Stetigkeit in der Staatsverwaltung erhalten und größere Sicher-
heit des allgemeinen Rechtszustands gewährt werden soll.

Die Landesvertretung besteht aus fünfzehn Abgcordneten. Jeder Abge-
hat einen Stellvertreter.

Drei von ihnen ernennt der Landesherr, zwei werden von den bis 1867
landtagsfähigen Rittergutsbesitzern, die einen Rittersitz im Land haben, sowie von
den übrigen Besitzern gebundener Güter mit wenigstens 150 Morgen Areal aus
ihrer Milte gewählt und sieben von den übrigen wahlberechtigten Landesangehörigen

ordnete
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nämlich zwei von der Stadt Greiz, einer von der Stadt Zeulenroda, drei von den
Landgemeinden der ehemaligen Herrschaft Greiz und einer von denen der ehemaligen
Herrschaft Burgk Dazu kommen die ersten und als ihre Stellvertreter die zweiten
Bürgermeister von Greiz und Zeulenroda sowie ein Abgeordneter, den samt seinem
Stellvertreter die Gemeindevorsteher des platten Landes aus ihrer Mitte wählen.

64.
Das Mandat der nach 53 ernannten bezw. gewählten Abgeordneten und

ihrer Stellvertreter dauert sechs Jahre.
Im Falle einer Auflösung des Landtags scheiden von den dann neu zu er-

nennenden bezw. neu zu wählenden Abgeordneten und Stellvertretern drei Jahre
nach dem ersten Zusammentreten des neuen Landtags aus:

ein vom Landesherrn ernannter und ein aus der Klasse der Grundbesitzer
gewählter Abgeordneter sowie sein Stellvertreter,

ferner vier in allgemeinen Wahlen gewählte Abgeordnete und Stellver-
treter. Die Personen der Ausscheidenden bestimmt das Los, das der
Vorsitzende bezw stellvertretende Vorsitzende des letztenLandtags zieht.
Nach weiteren drei Jahren scheiden dann die sieben anderen ernannten
bezw. gewählten Abgeordneten und Stellvertreter aus.

Wird vor Ablauf der sechsjährigen Wahlzeit die Stelle eines Abgeordneten
oder die eines Stellvertreters erledigt, so hat Fürstliche Landesregierung für den
Rest der Wahlzeit eine Nachwahl zu veranstalten, außer wenn der zu Wählende
voraussichtlich nur kurze Zeit Abgeordueter oder stellvertretender Abgeordneter sein
würde. Der Gewählte tritt in jeder Hinsicht an die Stelle seines Vorgängers.

Das Mandat des von den Gemeindevorstehern des platten Landes gewählten
Abgeordneten bezw. das seines Stellvertreters erlischt, wenn er aufhört, Gemeinde-
vorsteher zu sein. Es lebt wieder auf, falls sein Träger aufgehört hatte, Gemeinde-
vorsteher zu sein, weil seine Wahlzeit abgelaufen war, und er sodann wiedergewählt
bezw. wiederbestätigt worden ist.

Die Wahl von Abgeordneten und Stellvertretern erfolgt lediglich auf An-
ordnung Fürstlicher Landesregierung nach Maßgabe des Wahlgesetzes.

82.
In 8 58 der Verfassung werden die Worte „Besitz eines eigenen Haus-

stands“ ersetzt durch „Wohnsitz im Fürstentum seit einem Jahr“.
§ 58 a. a. O. wird durch folgende Vorschrist ersetzt:

Wer wahlberechtigt ist, ist auch wählbar, falls er das 30. Lebens-
jahr zurückgelegt hat und seit mindestens 3 Jahren im Fürstentum wohnt.
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An die Stelle des 8 59 a. a. O. tritt folgende Bestimmung:

Der Gewählte kann die Wahl ausschlagen. Er kann sein Mandat
außer der Zeit des Landtags jederzeit niederlegen, während des Land-
tags nur aus wichtigen Gründen, über deren Triftigkeit der Landtag
entscheidet.

5 82 Abs. 1 a. a. O. erhält folgende Fassung:
Beratungen des Landtags können nur stattfinden, wenn mindestens

8 Abgeordnete anwesend sind. Eine giltige Beschlußfassung setzt die An-
wesenheit von mindestens 10 Abgeordneten voraus. Sind infolge der
Beschlußunfähigkeit des Landtags Regierungsvorlagen unerledigt geblieben,
so findet auf Antrag Fürstlicher Landesregierung spätestens nach 1 Woche
eine neue Sitzung statt; in ihr ist der Landtag beschlußfähig, falls min-
destens 8 Abgeordnete anwesend sind.

In § 90 a. a. O. fallen die Worte „die Anwesenheit von wenigstens drei
Vierteilen sämtlicher Abgeordneten“ fort.

Artikel II.

Wahlverfahrens- und Wahlbezirksänderungen.
1. Verfahren bei allgemeinen Wahlen.

83.
In den aus dem Gesetz vom 31. Dezember 1883, die Abänderung der

Beilage A zu § 19 des Gesetzes vom 24. April 1867 über die Wahl der Abge-
ordneten zu den künftigen Landtagen betreffend (Gesetzsammlung 1884 Seite 5),
und dem Abänderungsgesetz dazu vom 23. Januar 1901 (Gesetzsammlung Seite 5)
ersichtlichen, nach Maßgabe des § 21 abgeänderten Wahlbezirken wird in Zukunft
je ein Abgeordneter und ein Stellvertreter für ihn in direkter Wahl gewählt.

L
Jeden Wahlbezirk teilt Fürstliche Landesregierung zum Zwecke der Stimmen-

ubgabe in Abteilungen ein, die, soweit nicht Zweckmäßigkeitsrücksichten eine Aus-
nahme erfordern, mit den Ortesgemeinden zusammenfallen sollen. Keine Wahlab-
teilung darf mehr als 3500 Einwohner nach der letzten Volkszählung haben.

Diie Wahlen in den Wahlabteilungen leiten Wahlvorsteher, die zwei oder
drei Beisitzer und einen Schriftführer aus der Mitte der Wähler beizuziehen haben.

Diese Personen bilden zusammen den Wahlvorstand.
Die Wahlvorsteher und ihre Stellvertreter bestellt in jedem Wahlbezirk der

von Flürstlicher Landesregierung zu ernennende Wahlkommissar.
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Letzterer ermittelt auch in öffentlicher Sitzung, zu der jeder Wähler Zutritt
hat, das Wahlergebnis im Wahlbezirk. Dabei zieht er zwei oder drei Beisitzer und
einen Schriftführer aus der Mitte der Wähler zu. Er verpflichtet sie durch Hand-
schlag an Eidesstatt.

Die Wahlvorsteher, Schriftführer und Beisitzer erhalten 2 Mk. Vergütung.
Sie dürfen ihre Mitwirkung bei Wahlen nur aus wichtigen Gründen ver-

sagen, über deren Triftigkeit, falls sie nicht der Wahlvorsteher bezw. Wahlkommissar
anerkennt, Fürstliche Landesregierung entscheidet. Letere verhängt über Personen,
die sich grundlos weigern, Ordnungsstrafen bis zu 300 Mk.

6.
Für jeden Gemeindebezirk und, wenn er in mehrere Wahlbezirke zerfällt.

für jeden Wahlbezirk, legt der Gemeindevorstand eine Liste an, in welche die Wähler
nach Zu= und Vornamen, Alter, Stand, Gewerbe und Wohnort eingetragen werden

Diese Listen sind spätestens vier Wochen vor dem Wahltag öffentlich auszu-
legen, und es ist dies zuvor unter Hinweis auf die Einsprachefrist in jeder Gemeinde
in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt zu machen. Einsprachen gegen die Listen
sind binnen acht Tagen nach Beginn der Auslegung unter Beibringung der Beweis-
mittel bei dem Gemeindevorstand anzubringen. Falls dieser sie nicht sofort als be-

gründet anerkennt unddeugemäß die Liste berichtigt, gusscheide. die nächse Aussichts-behörde endgiltig, spätestens1Woche vor der Wahl. f Grund dieser Ent-
heidung wird die Liste, falls nötig, berichtigt und sofort Mlieen

Wählen kann jeder, der in der Liste steht, falls er nicht am Wahltag außer-
halb des wohnt.

ei einzelnen Neuwahlen, die innerhalb eines Jahres nach der letzten all-
g7Mahtstattfinden, bedarf es einer neuen Aufstellung und Auslegung der

isten nich
Soweit die Einsichtnahme in die Wählerlisten und deren Sicherheit nicht

beeinträchtigt wird, können von den Wählerlisten Abschriften genommen werden.

6.

Die Wahlhandlung ist öffentlich.
Sie beginnt damit, daß der Wahlvorsteher den Schriftführer und die Bei-

siter durch Handschlag an Eidesstatt verpflichtet.

87.
Das Wahlrecht ist persönlich und durch Abgabe von Stimmzetteln auszuülben.
Lettere müssen von weißem Papier sein und dürfen kein äußeres Kenn-

zeichen haben.
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Die Wähler haben auf einem und demselben Stimmzettel die Namen des
Kandidaten, für den sie stimmen wollen, und darunter den seines Stellvertrelers
anzugeben. Die Personen der zu Wählenden müssen so deutlich bezeichnel sein, daß
jeder Zweifel ausgeschlossen ist. Sonst sind die Stimmzettel ungiltig.

Letztere sindin amtlich abgestempelten r— abzugeben. Die Umschläge
sollen 125½½ 16 em groß und undurchsichtig sein

Esist entweder durch Bereitstellung eines oder mehrerer Nebenräume, die
nur durch das Wahllokal betretbar und nur mit ihm verbunden sind, oder durch
Vorrichtungen an einem oder mehreren, von dem Vorstandstische getrennten Neben-
tischen Vorsorge dafür zu treffen, daß die Wähler ihre Stimmzettel unbeobachtet in
die Umschläge legen können.

Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, ist so zu stellen, daß er
von allen Seiten zugängig ist. Auf ihn wird ein verschließbares, undurchsichtiges
Gefäß (Wahlurne) zum Hineinlegen der Stimmzettel gestellt. Vor Beginn der Ub-
stimmung hat sich der Wahlvorstand davon zu überzeugen, daß die Wahlurne leer
ist. Bei der Auszählung wird festgestellt, wieviel Stimmen auf die einzelnen Kan-
didaten entfallen sind.

Befinden sich in einem Umschlag mehrere Stimmzettel, so sind sie ungiltig,
wenn sie auf verschiedene Namen lauten. Lauten sie auf dieselben Namen, so ist
nur ein Stimmzzettel giltig.

86.
Die Wähler nehmen von einer Person, die der Wahlvorsteher in der Nähe

des Zugangs zu dem Nebenraum oder Nebentisch aussel3. einen Umschlag entgegen.Dann gehen sie in den Nebenraum oder an den Nebentisch, stecken dort ihren
Stimmzettel in den Umschlag, treten an den Vorstandstisch, nennen ihre Namen
sowie auf Erfordern ihre Wohnung und übergeben, nachdem die Namen in der
Wählerliste aufgefunden sind, den Umschlag mit dem Stimmzettel dem Wahlvorsteheroder seinem Stellvertreter, der ihn sofort uneröffnet in die Wahlurne legt.

Wähler, die durch körperliche Gebrechen behindert sind, ihre Stimmzettel
ssgenhöndig in die Umschläge zu legen oder dem Wahlvorsteher zu übergeben, dürfen
sichder Sriit einer Vertrauensperson bedienen.Zurückzuweisen sind Stimmzettel, die nicht in amtlich abgestempelten Um-
schlägen liegen, desgleichen Umschläge, die gekennzeichnet sind.

Stimmzettel dürfen im Wahllokal nicht ausgelegt oder verteilt werden.

89.
Ein Mitglied des Wahlvorstands vermerkt die Stimmenabgabe jedes Wählers

neben dessen Namen in der Wählerliste.
6
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Gewählt ist, wer die Mehrheit aller in einem Wahlbezirk giltig abgegebenen

Stimmen erlangt hat. Ergibt sich eine solche Mehrheit nicht, so veranstaltet der
Wahlkommissar wischen den beiden Kandidaten, welche die meisten Stimmen erhal-

ten haben, spätestens einen Monat nach der Ermittelung des Ergebnisses der accbenWahl eine engere Wahl. Legtztere findet auf denselben Grundlagen und nach den-
selben Vorschriften statt wie die erste.

Bei Stimmengleichheit nischeidet das Los, das der Wahlkommissar zieht,und zwar gegebenenfalls auch darüber, welcher von zwei Kandidaten mit gleicher
Stimmenzahl zur engern Wahl mit einem Dritten kommt.

811.

Ueber die Giltigkeit und Ungiltigkeit der Skimmettel entscheidet vorbehalt-lich der Prüfung des Landtags (vergl. § 61 der Verfassung) der Wahlvorstand nach
Stimmenmehrheit seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Wahlvorstehers den Ausschlag.

Die Stimmzettel sind in 2 versiegelten Paketen, nach giltigen und un-
giltigen Zetteln getrennt, zwecks Prüfung durch den Landtag der Niederschrift über
die Wahl beizufügen.

812.
Die Wahlen finden an einem Tag statt, den Fürstliche Landesregierung bestinimt.
Die Wahlkonimissare veröffentlichen diesen Tag alsbald nach Anberaumung

im Amts= und Verordnungsblatt und geben dabei die Wahllokale bekannt. Das-
selbe tun auf ihre Veranlassung die Gemeindevorstände in ortslblicher Weise.

Die Wahlzeit bestimmt der Wahlkommissar. Sie dauert mindestens vier
Stunden.

61.
Die Gewählten werden vom Wahlkommissar von ihrer Wahl schriftlich in

Kenntnis gesetzt. Sie haben sich binnen acht Tagen nach Behändigung dieser Mit-
teilung gegenüber dem Wahlkommissar über Annahme oder Ablehnung der Wahl
schriftlich zu erklären.

Ist jemand gleichzeitig in verschiedenen Wahlbeirten gewählt, so hat er demWahlkommissar mitzuteilen, welche Wahl er annimmt.
Eine Annahme unter Protest oder unter Vorbehalt oder Stillschweigen innerhalb

der gesetzlichen Erklärungsfrist gilt als Ablehnung und hat eine neue Wahl zur Folge.

8 14.
Die Kosten der durch die Wahl veranlaßten Bekanntmachungen der Ge-
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meindevorstände tragen die Gemeinden. Sie stellen auch die Wahllokale und Wahl-
urnen zur Verfügung. Die anderen Kosten trägt der Staat.

8 15.
Alle entgegenstehenden Bestimmungen, insbesondere Abschnitt III des Wahl-

gesetzes vom 24. April 1867 (Gesetzsammlung S. 67), sind ausgehoben.

2. Berfahren bei der Wahl von Gemeindevorstehern des platten Landes.
9§ 16.

Die Gemeindevorsteher des platten Landes bezw. ihre Stellvertreter wählen
den aus ihrer Mitte zu wählenden Abgeordneten und seinen Stellvertreter, getrennt
nach Amtsgerichtsbezirken, in Versammlungen, welche die Fürstliche Landesregierung
an drei im Einladungsschreiben näher zu bezeichnende Orte einberust.

Fürstliche Landesregierung bestellt aus der Mitte der Gemeindevorsteher je
einen Wahlleiter, Stellvertreter für ihn und Schriftführer-

Gewählt wird nur, falls mindestens 2/3 der Wahlberechtigten erschienen sind.
Andernfalls beraumt der Wahlleiter auf Kosten der ohne genügende Entschuldigung
Ausgebliebenen einen neuen Wahltag an. An diesem wird gewählt, auch wenn
weniger als 2/3 der Wahlberechtigten erschienen sind.

817.
Bur Wahl werden weiße, nicht gekennzeichnete Stinunzeltel ohne Unterschrift

benutzt. Fürstliche Landesregierung stellt sie den Wahlleitern zur Verfügung.

Die zur Wahl Erschienenen Frschen innerhalb oder außerhalb des Wahl-
lokals auf den Stimmzetteln die Person dessen, den sie wählen wollen, so genau,
daß jeder Zweifel ausgeshlassen. ist, und übergeben dann die Zettel zusammenge-
faltet dem Wahlleiter. Düeseh 4ent sie sofort in ein undurchsichtiges, verdeckt aufdem Vorstandstisch stehendesGDer Abgeordnete und aen Siellvertreter werden jeder besonders gewählt.

19.
Der Wahlleiter stellt nach —ieer Wahl deren Ergebnis fest, vollzieht

mit dem Schriftführer die Wahlniederscheift“ und übersendet diese mit den abgegebenenStimmzetteln dem Fürstlichen Landratsamt.
Letzteres stellt das Ergebnis der drei Wahlhandlungen fest.

Gewählt ist, wer die VNehrhen F#auce giltig abgegebenen Stimmen
erlangt hat.

6
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Ergibt sich eine solche Mehrheit nicht, so findet auf Veranlossung Fürstlicher
Landesregierung eine engere Wahl zwischen den beiden Gemeindevorstehern statt,
welche die meisten Stimmen erhalten haben

Beim Stimmengleichheit entscheidet das Los und zwar gegebenenfalls auch
darüber, welcher von zwei Gemeindevorstehern mit gleicher Stimmenzahl in die engere
Wahl mit einem Dritten kommt. Das Los zieht der Fürstliche Landrat.

3. Zusammensetzung des V. und VI. Wahlbezirks.
6# 21.

Die Zusammensetzung des V. und VI. Wahlbezirks bestimmt sich künftig
nach Maßgabe der Anlage.

4. Abänderung des § 15 des Wahlgesetzes vom 24. April 1867 (Ges.S.S.67).

g 22.
8 16 des Wahlgesehes vom 24. April 1867 erhält folgenden Zusatz:
An ihm findet die Wahl statt, auch wenn weniger als / der Stimmbe=

rechtigten erschienen sind.

Artikel Ul.

erledigung von Landtagsgeschäften außer der Heil des FLandiags.

5 23.
Während der Zeit, in der der Landtag nicht versammelt ist, erledigt der

Vorsitzende bezw. stellvertretende Vorsitzende des letzten Landtags diejenigen Land-
ku9sg sohäste, für welche nicht die Mitwirkung des Landtags als solchenvorgeschriebenist. Er kann sich dabei der Mithilfe eines Beamten bedienen, den ihm Fürstliche
Landesregierung zur Verfügung stellt.

Artikel W.

Schlußbestimmungen.
8 24.

Die Ausführung dieses Gesetzes liegt der Fürstlichen Landesregierung ob.

g 25.
Dieses Gesetz tritt, abgesehen von den §8 22, 23, die sofort iin Kraft treten,

mit dem Zeitpunkt in Kraft, an dem nach § 54 der Verfassung in seiner bisherigen
Fassung die Hälfte der jetzt vorhandenen Abgeordneten ausscheidet.
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Mit diesem Zeitpunkt erlischt auch das jetzt laufende Mandat der ersten
Bürgermeister von Greiz und Zeulenroda. Ihre Nachfolger in diesem Mandat
scheiden mit der zweiten Hälfte der jezt vorhandenen Abgeordneten aus.

Das Mandat des jetzt vorhandenen Abgeordneten für den V. Wahlbezirk
bezw. das seines Stellvertreters läuft auch nach dem im Absatz 1 angegebenen
Zeitpunkt weiter.

Urkundlich haben wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Thallwitz, den 18. Mai 1913.

# 8) (ges) Heinrich XXVI.
(ggez)) v. Meding.

Anlage.

Nr. des Ein-
Wahl- Distrikt Ortschaften wohner=
bezirks zahl

V. Herrschaft Pohlitz, Raosdorf, Kurtschau mit Heinrichs-
Greiz grün, Alt= und Neugommla, Obergrochlitz

mit Kammergut, Untergrochlitz, Caselwitz,
Rothenthal Dölau mit Kammergut,wit. 10389

VI. errsüst Moschiig, Görschnitz, Cossengrün, Schön-Greiz „ Fröbersgrün, Eubenberg, Bernsgrün
1oe 47 Frotschau, Arnsgrün, Dobia,Schönbrunn, Wolfshain, Pöllwitz,
geswall Gablau, Leiningen, Wellsdorf,
Naitschau, Erbengrün, Zoghaus, Daßlit,
Nitschareuth, Neugernsdorf, Tschirma,
Wildetaube, Altgernsdorf, Lunzig mit
Kammergut, Kühdorf, Hainsberg, Kauern,
Hohenölsen mitRittergut, Neudörfel, Mehla,
Brückla, Hain. 9984



15. Verordnung
vom 19. Mai 1913,

die Zählung der Schweine am 2. Juni 1913 betreffend.

Nach einem Beschlusse des Bundesrats soll am 2. Juni 1913 in
allen Bundesstaaten eine Zählung der Schweine stattfinden.— Zur Ausführung
dieses Beschlusses wird für das Fürstentum hiermit folgendes bestimmt:

Gezählt werden die Schweine 5# den in der umstehenden Zählungsliste
verzeichneten Altersklassen. Die Zählung geschieht mit der Zählungsliste durch die
Gemeindevorstände, denen es überlassen bleibt, sich dabei ihrer Gemeindebeamten,
einschließlich des Polizeipersonals und der Dienerschaft, zu bedienen oder besondere
Zähler zu bestellen.— Größere Gemeindebezirke sind von den Gemeindevorständen
in eine entsprechende Zahl von Zählbezirken zu teilen.

*e
Die Zählungslisten sind am 2. Juni d. Is. in der Weise auszufüllen, daß

die mit der Aufnahme betrouten Personen die zu zählenden Schweine von Haus-
haltung. zu Haushaltung ermitteln und in die Liste eintragen. In den Spalten
1 und 2 der Zählungeliste sind sämtliche Häuser (Gehöfte) des Gemeindebezirks
ihrer laufenden Nummer nach und in Spalte 3 die Haushaltungsvorstände nament-
lich aufzuführen, auch wenn in den betreffenden Haushaltungen t zählende Schweinenicht vorhanden sind. — Wo in den Spalten 4 bis 11 der Liste Zahleneinträge
nicht zu machen sind, ist solches mit einem Strich (—) zu bekunden.

Nur in den Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern können die Häuser
bezw. Haushaltungen, für welche Einträge nicht zu machen sind, aus der Zählungs-
liste weggelassen werden.

83.
Die mit der Zählung beauftragten Personen sind von dem Gemeindevorstand

gehörig zu unterweisen und zu sorgfältigster Beobachtung dieser Verordnung, die
zugleich als Anweisung für die Gemeindevorstände und die Zähler gilt, sowie der
der Zählungsliste vorgedruckten Anleitung anzuhalten. Die von den Zählern aus-
gefüllten Zählungslisten sind von ihnen zu unterschreiben und spätestens bis zum
4. Juni an den Gemeindevorstand abzuliefern.
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84.
Die Gemeindevorstãnde haben die Zählungslisten auf ihre Vollständigkeit

und auf die Richtigkeit der einzelnen Einträge zu prüfen. Nach bewirkter und
bescheinigter Prüfung haben die Gemeindevorstände des platten Landes die Zählungs-
listen sofort an das Fürstliche Landratsamt einzureichen, das die Listen bis spätestens
zum 9. Juni d. J. portofrei an das Thüringische Statistische Amt in Weimar ein-
sendet. Die Gemeindevorstände der Städte haben die Zählungslisten bis zum
hleichen Zeitpunkt unmittelbar dorthin portofrei einzusenden.

6 5.
Das Thüringische Statistische Amt ist beauftragt, die Zählungslisten zu

prüfen und die Ergebnisse zusammenzustellen. — Die Gemeindevorstände werden
deshalb angewiesen, allen Anforderungen des Statistischen Amtes, die zur Durch-
führung der Zählung an sie gestellt werden, sorgfültig und mit größter Beschleunigung
zu entsprechen.

Greiz, den 19. Mai 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.





Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 # 4.

(Ausgegeben am 24. Mai 1913).

16. Regi cs-Bekanntmach
vom 19. Mai 1913,

die Verleihung der Rechtsfähigkeit an den Begräbnisverein der Tischler,
Glaser und verwandten Gewerbe zu Greiz betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten haben Seine
Hochfürstliche Durchlaucht der Fürst-Regent dem „Begräbnisverein der Tischler,
Glaser und verwandten Gewerbe zu Greiz“ auf geschehenes Ansuchen die Rechts-
fähigkeit zu verleihen geruht.

Solches wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Greiz, den 19. Mai 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. V.

Dr. Hanitsch.
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17. Gesetz
vom 19. Mai 1913,

betreffend die Kosten des Berufungsverfahrens in Staatsstenersachen.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXV. Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Heinrich derSiebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Neuß Jüngerer Linie, Graf ind Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein,
c. W. c.

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,
mit Zustimmung des Landtags, was folgt:

81.
An Kosten für das Bernfungsverfahren gemäß §§ 47— 54 des Einkommen-

steuergesetzes vom 21. Dezember 1911 werden erhoben:
1. eine Gebühr von 1—50 Mark für die Entscheidung der Berufungs-

kommission,
2. die durch das Verfahren entstandenen baren Auslagen.

5 2.
Die Gebühr ist unter Berücksichtigung der Zeitdauer der Verhandlung, des

Umfanges und der Schwierigkeit der Arbeit, sowie des Wertes der Sache und der
wirtschaftlichen Verhältnisse des Zahlungspflichtigen zu bestimmen.

Sie darf den Wert der Sache nicht übersteigen.

83.
Zu den Auslagen gehören insbesondere

1. Die Gebhren und Auslagen der Sachverständigen und Zeugen,
2. die Reisekosten der Beamten,

3. die an andere Behörden für deren Tätigkeit zu zahlenden Beträge.
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to Zu den Auslagen gehören nicht die Bezüge der Mitglieder der Berufungs-mmission.
8 4

Kostenschuldner ist der, welcher mit dem von ihm eingelegten Rechtsmittel
unterlegen ist.

-* unterlegen gilt der Beschwerdeführer auch

1. im Falle der Zurücknahme des Rechtemitee, welchenfalls jedoch eineGebühr nicht erhoben wird (§ 1 Zisser 1),
2. wenn der Berufung zwar durch Vorbescheid teilweise stattgegeben ist,

er sich jedoch bei dem Vorbescheid nicht beruhigt und die Berufungs-
kommission den Vorbescheid bestätigt. In diesem Fall kommt jedoch
für die Kostenberechnung nur das auf den Vorbescheid folgende Ver-
fahren in Berücksichtigung.

Die Kosten der nach § 10 Ziffer 5 des Einkommensteuergesetzes vom
21. Dezember 1911 angeordneten Anhörung eines Sachverständigen und die Mehr-
kosten, welche durch die Zuziehung eines auswärtigen Sachverständigen oder durch
eine Bücherprüfung außerhalb Greiz entstehen, können dem Beschwerdeführer auch
abgesehen von Absatz 1 und 2 auferlegt werden, sofern nicht diese Maßnahmen
zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung erforderlich gewesen sind.

Ferner können dem Beschwerdeführer vom Falle des Absatz 1 und 2 abgesehen
solche Auslagen auferlegt werden, welche durch Ermittelungen im Rechtsmittelverfahren
veranlaßt werden, wenn sich seine diesbezüglichen Angaben in wesentlichen Punkten
als unrichtig erweisen.

5.

Darüber, ob dem Beschwerdeführer Kosten aufzuerlegen sind, hat zu befinden:
1. falls die Sache an die Berufungskommission gelangt ist,

a) die ————— wenn sie eine Entscheidung in derHauptsache gibt
b) andermfalls der Vorsitzende der Berufungskommission,

2. falls die Sache nicht an die Berufungskommission gelangt ist, das
Fürstliche Steueramt.

Die Entscheidung über die Kostenpflicht kann angefochten werden, ohne daß
es einer Anfechtung der Entscheidung in der Hauptsache bedarf, und findet solchen-
falls § 7 Absatz 2 dieses Gesetzes siungemäße Anwendung.

86.
Die este Deedenen INMWTNICÖS,3/—N dden derm 5. z;

sofern dieSache an letzteregelangt ist, andernfalls d das Fürstliche vuiht
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Die Zustellung der Kostennote und die Beiziehung der Kosten, gegebenen-
falls zugleich mit den vor dem Oberverwaltungsgericht entstandenen, erfolgt durch
Fürstliches Steueramt.

6 7.
Die Kosten werden erst mit der Unanfechtbarkeit der Hauptsache fällig.
Ueber Erinnerungen des Zahlungspflichtigen gegen den Ansatz von Kosten

entscheidet die Behörde, bei welcher der Ansatz erfolgt ist, gebührenfrei. Gegen
diese Entscheidung ist Beschwerde an Fürstliche Landesregierung zulässig. Die Be-
schwerde ist binnen zwei Wochen nach der Eröffnung der Entscheidung zu erheben.
Fürstliche Landesregierung entscheidet endgiltig.

88.
Die Behörden sind befugt, von Berechnung von Kosten abzusehen, wenn

die Einlegung des Rechtsmittels auf unverschuldeter Unkenntmis der Verhältnisse beruht.
Die Behörden können außerdem sowohl, wenn der Steuerpflichtige Berufung

eingelegt und obgesiegt hat, als auch, wenn das Steueramt Berufung eingelegt hat
und unterlegen ist, die dem Steuerpflichtigen erwachsenen notwendigen Auslagen
der Staatskasse auferlegen.

69.

Aib uihrant dieses Gesetzes wird Fürstliche Landesregierung betraut.dlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unserzüchtätern I#stge beifügen lassen.
Gegeben Schloß Thallwit, den 19. Mai 1913.

(L 8) (gez.) Heinrich XXVI.

(ggez.) v. Meding.
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18. Gesetz
vom 23. Mai 1913,

die Landrentenbank betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXIV. Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Deinrich der FSiebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie, Graf und Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein,
. rc. rc.

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,
mit Zustimmung des Landtags folgendes:

Einziger Paragraph.
8 1 Sah 2 des Gesetzes vom 27. Februar 1873, die Errichtung einer

Landrentenbank betreffend (Ges-S. S. 9), wird insoweit aufgehoben, als darin
bestimmt wird. daß die Laudrentenbank durch das Katasterbureau oder ein damit

kraninen i-’ mit verwaltet werden soll.dlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und mitdem #uen Unseres Fürstlichen Insiegels versehen lassen.

Gegeben Schloß Thallwih, den 23. Mai 1913.

(L 8) (gez) Heinrich XXVI.

(ggez.) v. Meding.



19. Fortbildungsschulgesetz
vom 23. Mai 1913.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXV. Neuß Aelterer Linie verordnen

Wir Heinrich derSiebenundn igste
von Gottes Gnaden Fürst Neuß Jüngerer Linie, Graf und Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, Lranichfeld, Gera,Schleiz und Lobenstein,t.

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer #ine,

mit Justiwwung des Landtags über die Einrichtung von Fortbildungsschulen,was

I. Fortbildungsschulen für Knaben.

81.
Von den Schulgemeinden sind im Anschluß an die Volksschule Fortbildungs-

schulen für Knaben zu errichten und zu unterhalten.
Durch Vereinbarung der beteiligten Schulgemeinden, welche der Genehmigung

Fürstlichen Konsistoriums bedarf, oder auf Anordnung des Fürstlichen Konsistoriums
kann für mehrere benachbarte Schulgemeinden eine gemeinsame Fortbildungsschule

*v§vwerden.größeren Schulgemeinden kann mit Genehmigung des Fürstlichen Kon-sisoriuns“ an der unmittelbaren Verbindung mit der Volksschule abgesehen werden.

82.
Die Fortbildungsschule hat die Aufgabe, die der Volksschule entwachsenen

Knaben in denjenigen Kenntnissen und Fertigkeiten, welche vorzugsweise für das
bürgerliche Leben förderlich sind, dem allgemeinen und beruflichen Interesse der
Schüler entsprechend weiterzuführen und die sittlich-religiöse Charakterbildung, Gottes-
kurcht, Heimats= und Vaterlandsliebe zu pflegen.
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Wesentliche Unterrichtsgegenstände der Fortbildungsschule für Knaben zur
Erfüllung dieser Aufgaben sind: Bürger= und Lebenskunde und Berufskunde, deutsche
Sprache und Rechnen sowie Zeichnen für die Berufe, die dessen bedürfen.

Auf Beschluß der Schulgemeindevertretung wird auch Turnunterricht erteilt.

83.
Zum Besuch der Fortbildungsschule verpflichtet sind alle Knaben bis zum

Ablauf von 3 Jahren nach Zurücklegung des volksschulpflichtigen Alters bezw. nach
ihrer vorherigen Entlassung aus der Volksschule, sofern sie nicht etwa die Ziele der
Fortbildungsschule schon erreicht haben oder sofern nicht für ihre Fortbildung nach-
weislich in anderer Weise, z. B. durch geeigneten regelmäßigen Privatunterricht oder
durch den regelmäßigen Besuch einer Schule mit höherem Lehrziel, gesorgt ist.

* 4.

Der Unterricht ist in wenigstens 3 Stunden wöchentlich zu erteilen; in
Städten und in Landgemeinden mit vorwiegend industrieller Bevölkcrung sind
wöchentlich mindestens 4 Stunden und außerdem für die Berufe, die dessen bedürfen,
2 Stunden Zeichenunterricht zu erteilen.

Durch Beschluß der Schulgemeinde bezw. des Schulgemeindeverbands kann
mit Genchmigumg des Fürstlichen Konsistoriums diese Stundenzahl erhöht werden.

Der Unterricht ist während der Ferien der Volksschule auszusetzen. In
Landgemeinden mit vorwiegend ackerbautreibender Bevölkerung kann der Unterricht
für das ganze Sommerhalbjahr oder einen Teil desselben ausgesetzt werden, jedoch

sind im an Jahre mindestens hundert Stunden zu erteilen.
nterricht hat an den Werktagen stattzusinden und muß nachmittagssieben 1 sclrro Ausnahmsweise kann der Unterricht bis ½8 Uhr gegeben

werden. Turnunterricht kann bis 9 Uhr abends stattfinden.

II. Fortbildungsschulen für Mädchen.

g B.
ie Schulgemeinden können mit Genehmigung des Fürstlichen Konsistoriums

auch gensere für die aus der Volksschule entlassenen Mädchen errichten
und deren Besuch bis zur Dauer von zwei Jahren nach der Entlossung aus der
Voltsschule zur Pflicht machen. Die Schulpflicht kann auf Mädchen beschränkt
werden, die einem gewerblichen Verdienst nachgehen.

Die Fortbildungsschulen für Mädchen haben neben den in 82 Abs. 1 dieses
Gesetzes bezeichneten allgemeinen Aufgaben insbesondere die Ausbildung im Haus-
halt und in den weiblichen Handarbeiten zu erzielen.
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Von der nach Absatz 1 begründeten Verpflichtung zum Besuch der Fort-

bildungsschule sind für das zweite Schuljahr diejenigen Mädchen befreit, welche den
regelmäßigen Besuch eines mindestens 6 wöchigen Haushaltungs= oder Kochkursus
nachweisen, sofern dieser Unterricht einen ausreichenden Ersatz bildet.

Von mehreren benachbarten Schulgemeinden können auch gemeinsame Fort-
bildungsschulen für Mädchen errichtet werden.

H. Allgemeine Beflimmungen.

g 6.
Als Beitrag zu den Kosten der Fortbildungsschule ist ein Schulgeld von

mindestens 4 M. jährlich für jeden Schüler zu erheben. Das Schulgeld ist für
Fortbildungsschüler, welche in einem Lehr= oder Arbeitsverhältnis stehen, von den
Lehrherren oder Arbeitgebern zu zahlen.

Den Schulgemeinden sind Zuschüsse zu den Kosten der Fortbildungsschule
aus der Staatskasse zu gewähren.

Dieselben betragen für jede Unterrichtsstunde auf dem platten Land 2 M;
in der Stadt Greiz 33/8, in der Stadt Zeulenroda 50 dieses Satzes.

8 7.

Soweit nicht aus diesem Gesetze oder aus den Ausführungsverordnungen

elwas anderes hervorgeht, finden für die Forcbildungoschulen die gleichen BestimmungenAnwendung, welche für die Volksschule gelten.
In den Stadtgemeinden liegt bis zur allgemeinen Regelung durch ein Volks-

Küeneie die Vertretung der Schulgemeinden in bezug auf das Fortbildungsschul-
wesen — unbeschadet d. den städtischen Behörden bezüglich des Volksschulwesensmthenden Rechte—

in der * un der Schuldeputation,
in der Stadt Zeulenroda der Stadtschulverwaltung,

zu welcher der Leiter der Fortbildungsschule und zwei vom Gemeinderat auf je 6
Jahre zu wählende, zu Gemeindeämtern wählbare Bürger als stimmberechtigte Mit-
glieder in Fortbildungsschulsachen hinzutreten.

Die Vertretung gemeinsamer Fortbildungsschulen liegt einem aus Mitgliedernder Einzelschulgemeindevertretungen bestehenden Verbandsschulvorstand ob. Den Vor-
sitzenden bestimmt Fürstliches Konsistorium aus den Vorsitzenden der beteiligten
Einzelschulvorstände. Das Nähere über die Zusammensetzung des Verbandsschulvor-=
stands bleibt der Vereinbarung der beteiligten Schulgemeinden mit Genehmigung
des Fürstlichen Konsistoriums vorbehalten.
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86.
Die zur Ausführung dieses Gesetzes und zur Durchführung der Schulpflicht

erforderlichen Bestimmungen werden durch Kousistorialverordnung getroffen. Ins-
besondere werden auf diesem Weg die zur Sicherung eines regelmäßigen Schulbe-
suchs den Schulpflichtigen sowie deren Eltern, Vormündern und Arbeitgebern ob-
liegenden Verpflichtungen bestimmt und diejeningen Vorschriften erlassen werden,
durch welche die Ordnung in der Fortbildungsschule und ein gebührliches Verhalten
der Schüler gesichert wird.

*ie
Die Schulgemeindevertretungen haben das Recht, zur weiteren Ausführung,

Ergänzung und Erläuterung dieses Gesetzes und der nach § 8 ergehenden Verord-
nungen nähere Vorschriften zu erlassen. Dieselben bedürfen der Genehmigung des
Fürstlichen Konsistoriums.

In gleicher Weise können für gemeinsame Fortbildungsschulen gemeinsame
Vorschriften durch Beschluß des Verbandsschulvorstandes mit Genehmigung des Fürst-
lichen Konsistoriums erlassen werden.

Die Zuständigkeit der Schulgemeindevertretungen im Sinne der vorstehenden
Absätze erstreckt sich insbesondere auch auf die Aufstellung des örtlichen Lehrplans.

8 10.
Die an der Volksschule beschäftigten Lehrer sind auf Verlangen der Schulge-

meindevertretung zur Unterrichtserteilung bis zu wöchentlich 3 Stunden auch in der
Fortbildungsschule verpflichtet; sie beziehen für diese Tätigkeit eine feststehende Ver-
gütung, die neben dem sonstigen Diensteinkonmnen zu gewähren ist und so bemessen
sein muß, daß auf die zu erteilende Stunde Unterricht mindestens 2 M. kommen.

Sollen andere Personen als Lehrer und Geistliche zur Unterrichtserteilung
herangezogen werden, so ist dazu die Genehmigung des Fürstlichen Konsistoriums
erforderlich.

Die Lehrräume und Lehrmittel der Volksschule können für die Fortbildungs-
schule benutzt werden.

8 11.
« Mit Geldstrafe bis zu zwanzig Mark und im Unvermögensfalle mit Haft

bis zu drei Tagen werden Eltern, Vormünder und Arbeitgeber bestraft, welche den
Bestimmungen dieses Gesetzes oder den zu seiner Ausführung ergehenden Vorschriften

zuwiderhandeln.
8 12.

Dieses Gesetz tritt mit Ostern 1914 in Kraft.
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Zum Eintritt in die zu diesem Termine zu errichtenden Fortbildungsschulen
sind aber zunächst nur die an diesem Ostern aus der Volksschule Entlassenen ver-
pflichtet. Erst Ostern 1915 und 1916 treten mit den zu diesen Zeitpunkten Ent-
lassenen die Übrigen Stufen hinzu.

In den Städten sind die höheren Stufen schon zu Ostern 1914 einzurichten
und zum Besuch der Fortbildungeschule diejenigen Personen weitererpflichtet, welche
vor 1914 aus der Volksschule entlassen sind und eine Fortbildungsschule besucht haben.

rkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und UnserFiefmidk Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Thallwitz, den 23. Mai 1913.

(L 8) (gez.) Heinrich XXVII.

(ggez)) v. Meding.



Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Neuß Alterer Linie.
5 5.

(Ausgegeben am 19. Juni 1913).

20. Regierungs-Verordnung
vom 2. Juni 1913,

betreffend Maßregeln zur Abwehr und Unterdrückung der
Gehirn-Rückenmarkentzündung und der Gehirnentzündung der Pferde.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürst-Regenten wird im
Anschluß an die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 26. Oktober 1912,
betreffend die Anzeigepflicht für die Gehirn-Rückenmarkentzündung und die Gehirn=
entzündung der Pferde (Reichsgesetzblatt S. 530) folgendes bestimmt:

81.
Nachdem durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 26. Oktober 1912

auf Grund des 8 10 Absatz 2 des Reichsviehseuchengesetzes vom 26. Juni 1909
für das Fürstentum vom 1. Januar 1913 ab bis auf weiteres die Anzeigepflicht
im Sinne von § 9 des eben genannten Gesetzes für die Gehirn-Rückenmarkentzündung
(Vornasche Krankheit) und für die Gehirnentzündung der Pferde eingeführt worden
ist, ist jeder Besitzer von Pferden verpflichtet, von dem Ausbruch der Gchirn=
Rückenmarkentzündung und der Gehirnentzündung in seinem Pferdebestande und
von allen verdächtigen Erscheinungen, die den Ausbruch dieser Seuchen befürchten
lassen, der örtlichen Polizeiverwaltung (Gemeindevorstand usw.) unverzüglich Anzeige
zu erstatten. Die gleiche Anzeigepflicht hat, wer in Vertretung des Besitzers der
Wirtschaft, dem Betrieb oder Unternehmen vorsteht, wer mit der Aussicht über
Pferde an Stellc des Besitzers beauftragt ist, wer als Pferdehüter entweder Pferde

¾l
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von mehreren Besitzern oder Pferde eines Besitzers, die sich seit mehr als vier-
undzwanzig Stunden außerhalb der Feldmark des Wirtschaftsbetriebes des Besitzers
befinden, in Obhut hat, ferner für die auf dem Transporte befindlichen Pferde
deren Begleiter und für die in fremdem Gewahrsam befindlichen Pferde der Besitzer
der betreffenden Gehöfte, Stallungen, Koppeln oder Weideflächen (§ 9 Absah 2 des
Reichsviehseuchengesehes vom 26. Juni 1909).

Außerdem sind die im § 9 Absatz 3 des Reichsviehseuchengesetzes bezeichneten
Personen (Tierärzte, Personen, die sich mit der Ausübung der Tierheilkunde
beschäftigen, gewerbsmäßige Viehkastrierer, Fleischbeschauer, Schlächter, Abdecker)
unter den dort genannten Voraussetzungen zur unverzüglichen Anzeige verpflichtet.

62.
Die örtliche Polizeiverwaltung hat, sobald sie durch die Anzeige (8 1) oder

auf anderem Wege von dem Ausbruch der im 8 1 genannten Seuchen oder vom
Verdacht einer solchen Kenntnis erhalten hat, sofort den beamteten Tierarzt") zur
Feststellung der Seuche zuzuziehen und das Landratsramt alsbald über den
Seuchenfall zu unterrichten.

83.
Hat der heamtete Tierarzt den Ausbruch einer der im § 1 genannten

Seuchen festgestellt, so hat das Landratsamt unverzüglich die nach Auhörung desbeamteten Tierarztes in entsprechender Anwendung der §§ 19—30desReichs-viehseuchengesetzes für erforderlich gehaltenen Schutzmaßregeln Funnonsten und
nötigenfalls deren Ausführung zu überwachen.

Außerdem hat das Landratsamt dem Besitzer eines seuchekranken oder
verdächtigen Pferdes oder den übrigen nach § 1 Absatz 1 anzeigepflichtigen Personen
den Abdruck einer gemeinfaßlichen Belehrung über die Gehirn-Rückenmarkentzündung
und die Gehirnentzündung der Pferde auszuhändigen. Auch den übrigen Pferde-
besitzern des Ortes sind Abdrücke dieser Belehrung auf Verlangen unentgeltlich zu
verabfolgen.

84.
ie an Gehirn-Rückenmarkentzündung und Gehirnentzündung erkrankten

Pferde dürfen zur Arbeit nicht verwendet werden.

6 5.

Das Verenden, die erfolgte Tölung oder die festgestellte Heilung eines jeden
Pferdes, das an der Seuche erkrankt war, ist alsbald von den im 8 1 Absatz 1
und 2 genannten Personen bei der örtlichen Polizeiverwaltung zu melden, die

5) Siehe hierzu § 6 der Regierungsbverordnung vom 29. Upril 1912 zur Ausführung
des Reichsviehseuchengesetzes vom 20. Juni 1909 pp. (Gesetzsammlung Seile 56).
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unverzüglich dem Landratsamt hiervon Nachricht zu geben hat. Das Landratsamt
hat den beamteten Ticrarzt sofort in Kenntnis zu setzen, es sei denn, daß dieser
selbst das erkrankte Tier behandelt oder dessen Tötung zugestimmt hat.

8 6.
Stallungen oder sonstige Näumlichkeiten, in denen Pferde mit Gehirn-

Rückenmarkentzündung oder Gehirnentzündung gestanden haben, sowie Stallgerät-
schaften und andere Gegenstände, die bei der Pflege der erkrankten Pferde benutzt
worden sind, sind nach näherer Anweisung des beamteten Tierarzkes zu reinigen
und zu desinfizieren. Ueber die Behandlung des während des Seuchenausbruches
gewordenen Düngers können besondere Anordnungen ergehen.

Das hiernach Erforderliche bestimmt das Landratsamt nach Anhörung des
beamteten Tierarztes; es überwacht die ordnungsmäßige Durchführung seiner
Anordnungen.

8 7.
Die Seuche gilt als erloschen, wenn die erkrankten Pferde als geheilt an-

zusehen, an der Seuche gefallen sind oder getötet wurden und wenn die vorge-
schriebene Reinigung und Deinfektion ordnungsmäßig erfolgt ist. Die angcordneten
Schutzmaßregeln erledigen sich damit.

88.
Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser Verordnung und die

zu ihrer Ausführung von der zuständigen Behörde getroffenen Anordnungen werden,
soet nicht allgemeine Strafvorschriften anzuwenden sind, mit Geldstrafe bis zu150 M. oder mit Hasft bestraft.

Wegen der Form der auf Grund bieser Verordnung zu erlassenden Anord-
nungen, der hiergegen zulässigen Beschwerde sowie wegen Einholung eines anderen
tierärztlichen Gutachtens finden die Vorschrisften der 5§ 7 bis 9 der Regierungs-
verordnung vom 29. April 1912 zur Ausführung des Richsdiehseuchngeehes vom
26. Juni 1909 (Gesetzsammlung S. 56 f.) und der §§5 1 Absatz1 desReichsviehseuchengesebes vom 26. Juni 1909 entsprechende #tseohun

 10.
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.

Greiz, den 2. Juni 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



21. Gesetz
vom 3. Juni 1913

über die Entschädigung der an Gehirn-Rückenmarkentzündung oder
Gehirnentzündung gefallenen Pferde.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXW. Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Heinrich der Siebenundz zigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie, Graf und Herr

von Plauen, Herr du Greiz, Kranichfeld, Gera, Suleiz und Lobenstein
Negent es Fürstentums Reuß Aelterec Linie,

mit Zustimmung des Landtags, was folgt:

81.
Für Pferde, die infolge der Gehirn-Rückenmarkentzündung (Bornasche Krank-

heit) oder der Gehirnentzündung fallen, ist außer in den in 88§ 4 und 5 erwähnten
Fällen Entschädigung zu gewähren.

Die Entschädigung erfolgt auch dann, wenn das Tier als unheilbar nach
vorheriger Zustimmung des Landestierarztes oder dessen amtlich bestellten Vertreters
getötet worden ist.

82
Die Höhe der Entschädigung beträgt vier Fünfteile des gemeinen Wertes

des Tieres ohne Rücksicht auf die Wertminderung, die infolge der Krankheit ein-
tritt, in keinem Falle jedoch mehr als 800 Mark.

Auf die zu leistende Entschädigung sind anzurechnen:
a) die aus Privatverträgen zahlbaren Versicherungssummen,
b) der Wert derjenigen Teile des Tieres, welche nicht vernichtet werden

müssen, sondern dem Besitzer zur Verfügung bleiben.
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83.
ie Entschädigung wird, sofern ein anderer Berechtigter nicht bekannt ist,gentense gczahlt, in dessen Gewahrsam oder Obhnt sich das Tier zur Zeit des

Todes befunden hat
Mit dieser Zahlung ist jeder Entschädigungsanspruch Dritter erloschen.

84.
Keine Entschädigung wird gewährt:

für Pferde, die dem Reich oder dem Staat gehören,
für Pferde, deren Besitzer mit ihnen umherzieht und keine feste Nieder-
lassung im Fürstentum hat,

 für Pferde, die in Viehhöfen oder in Schlachthöfen einschlieflih deröffentlichen Schlachthäuser als Schlachtvieh') aufgestellt sind
 für Pferde, die bereits mit der Krankheit behaftet in das Fürstentum

eingeführt worden sind oder innerhalb eines Monats nach der Ein-
führung in das Fürstentum an der Gehirn-Rückenmarkentzündung oder
Gehirmentzündung erkranken,
für Pferde, die an denFolgekrankheiten der Gehirn-Rückenmarkentzündung
oder Gehirnentzündung fallen oder wegens

 für Pferde, die abgesehen von den im 8 1 erwähntenKrankheiten an
einer ihrer Art und ihrem Grade nach unheilbaren und unbedingt
tötlichen Krankheit gelitten haben, es sei denn, daß es sich um die
im § 71 Biffer 1 des Reichsviehseuchengesetzes vom 26. Juni 1909
und § 2 Satz 2 des Ausführungsgesetzes hierzu vom 4. August 1912
genannten Krankheiten handelt.

8 6.
Der Anspruch auf Entschädigung fällt weg, wenn einer der im § 72 Ziffer

1 und 3 des Reichsviehseuchengesehes vom 26. Juni 1909 (NR.-G.-Bl. S. 539) be-

zeichueten Fälle vorliegt.“)
*) Für den Sgeis= des Schlachtviehes ist die Bestimmung in § 1 Absatz 3 des Reichs-
J *72 und 3 des züechuuschlanchengttte loutet:dun au fullt w

enn der Besitzer der Tiere oder e Vorsieher der Wrlchaft. “vs#Tiere tingehören, oder der lua der Aussicht über die Tiere an Stelle d itzers Beauf-
tragte vorsäglich oder fohrlässig den Vorschriften der 88 6 10 zuwider die ihn

——Nil
—*

—

von der anzuzeigenden Talche Kenmtnis Firie hat, verzögert, es sei denn, ih
di Anzeige von einem anderen Berpflichtel n chtnein gengchtworden ist;n# „, oder wenn dem Besi* oder dessen Vertreter die Richtbe.
hignngoder Uebertrelung der angeordneten Schuhmaßregeln zur Abwehr der Seuchen-
gesahr zur Last fällt.
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L
Die Entschädigungen sowie die durch das Entschädigungsverfahren enistan-

denen Kosten werden verlagsweise aus der Landeskasse gezahlt, sind aber alljährlich
von der Gesamtheit der Pferdebesitzer nach der Zahl ihrer Pferde aufzubringen und
der Landeskasse zu erstatten.

Für die im § 4 Ziffer 1 bis 3 erwähnten Tiere sind keine Beiträge zu
erheben.

6 7.
Die Ermittelung und Feststellung der Entschädigung, die Ermittelung der

für die endgiltige Schadenstragung maßgebenden Pferdebestände sowie die Aus-
schreibung und Einziehung der zur Deckung der Entschädigung erforderlichen Beträge
erfolgt nach näherer Bestimmung der Landesregierung.

86.
Die Anfechtungsklage nach Maßgabe des Gesetzes vom 25. Juli 1912 über

die Verwaltungerechtapflege ist gegen Entscheidungen, die auf Grund dieses Gesetzes
ergehen, ausgeschlossen.

89.
Die Landesregierung bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses

Gesetzes.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 3. Juni 1913.

(# 8) (gez) Heinrich XXVII

(Laen) v. Meding.
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22. Verordnung
vom 17. Juni 1913

zur Ausführung des Gesetzes vom 3. Juni 1913 über die
Entschädigung der an Gehirn-Rückenmarkentzündung oder

Gehirnentzündung gefallenen Pferde.

Zur Ausführung des eben bezeichneten Gesetzes wird auf Grund der 88
7 und9 daselbst folgendes bestimmt:

81.
Auf die Ermittelung und Feststellung der nach dem genannten Gesetz zu

gewährenden Entschädigung, auf die Ermittelung der für die endgiltige Schadens-
tragung maßgebenden Pferdebestände, sowie die Ausschreibung und Einziehung der
zur Deckung der Entschädigung erforderlichen Beträge finden diejenigen Vorschriften
entsprechende Anwendung, welche wegen Gewährung von Entschädigung für nach
dem Reichsviehseuchengesetz getötete Tiere ergangen sind.

8 2.
Neben der nach § 8 der Regierungsverordnung vom 16. Januar 1913

(Gesetzsammlung Seite 11) im Januar eines jeden Jahres an die Fürstliche Landes-
regierung einzureichenden Aufstellung über die nach dem zäusführungegese mdln
Becseuchengeset, gesahlten Entschädigungen sind auch die nach dem Gesetz 3.Juni 1913 über die Entschädigung bei Gehirn-Rückenmarkentzündung oder Echern.
entzündung der Nits gezahlten Beträge alljährlich besonders nachzuweisen.

5 3.
Das Gesetz vom 3. Juni 1913 über die Entschädigung der an Gehirn-

Rückenmarkentzündung oder Gehirnentzündung gefallcnen Pferde und diese Verord-
nung treten mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft.

Greiz, den 17. Juni 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. V.

Dr. Hanitsch.





Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 6.

(Ausgegeben am 5. Juli 1913.)

23. Nachtrag
vom 28. Juni 1913

zu der Landesherrlichen Verordnung vom 30. August 1876, die Feier
der Sonn= und Festtage betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXW. Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie, Graf und Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, Lrauiwfeld, Gera, Sieiz und Lobenstein
Regent . Furstentun Reuß Aelterr Linie,

hiermit, ½ folgt:
8 Ziffer 5 der Landesherrlichen Verordnung vom 30. August 1876, dieFeier K Sonn= und Festtage betreffend, wird durch folgende Worte ersetzt:
5. Das Einholen von Grünfutter bis früh 8 Uhr und nach 6 Uhr nach-

mittags — jedoch mit Ausnahme der Zeiten des öffentlichen Gottes-
dienstes in dem betreffenden Gemeindebezirk —

10
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Urkundlich haben wir diese Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und
Unser Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Ebersdorf, den 28. Juni 1913.

(L 8) (ge) Heinrich XXVI.

(ggez) von Meding.

24. N 1#. PKWM 14 A.

vom 30. Juni 1913,
Aenderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 betreffend.

Nachstehende Aenderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 (Ges.
S. S. 35) wird für das Fürstentum hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Greiz, den 30. Juni 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Berlin,21. Juni 1913.

Anderung
der

Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904.

Die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 wird wie folgt geändert.
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1. Im §6 unter H# #1) ist hinter „erscheinen,“ einzuschalten:
) bei Funkentelegrammen auch der Name des Schiffes, wenn er so ge-

schrieben ist, wie er in der ersten Spalte des Internationalen Ver-
zeichnisses der Funkentelegraphenstationen steht,

2. Im 8 15 ist der Text unter II zu ersetzen durch:
II Die Adresse der für Schiffe in See bestimmten Sectelegramme muß

Mmöglichst vollständig sein; sie hat zu enthalten
#a) bei Semaphortelegrammen:

1. den Namen des Empfängers mit etwaigen ergänzenden Zusätzen,
2. den Namen des Schiffes mit Angabe der Nationalität und, im Falle

von Namensgleichheit, des Unterscheidungszeichens nach dem Inter-
nationalen Signalbuche,

3. den Namen der Semayhorstation, wie er in der ersten Spalte der
amtlichen Verzeichnisse der Telegraphenanstalten aufgeführt ist;

b) bei Funkentelgrammen:
1. den Namen oder die Stellung des Empfängers mit etwaigen ergän-

zenden Zusätzen,
2. den Namen des Schiffes, wie er in der ersten Spalte des Inter-

nationalen Verzeichnisses der Funkentelegraphenstationen steht.
3. den Namen der Küstenstation, wie er in dem Internationalen Ver-

zeichnisse der Funkentelegraphenstationen steht.
Der Name des Schiffes kann jedoch auf Gefahr des Absenders

durch eine Angabe über die vom Schiffe befahrene Strecke ersetzt
werden, die nach Abgangs= und Bestimmungshafen oder durch einen
anderen gleichwertigen Vermerk ausgedrückt wird.

3. Im§15 unter 1V ist hinter „Ursprungsanstalt“ ein zuschalten:
oder der Ursprungsbordstation

Hinter „befördert hat“ ist statt des Kommas ein Semikolon zu
setzen und der folgende Text von „sonst“ bis „Semaphorstation“ zu er-
seben durch:

die Meldung kann bei Funkentelegrammen auch über eine andere Küsten-
station desselben Landes oder eines Nachbarlandes, bei Semaphortele=
grammen über eine beliebige Semaphorstation befördert werden.

4 Im § 15 ist der Text unter V zu ersetzen durch:
Kamn ein Telegramm an ein Schiff in See diesem nicht innerhalb der

vom Absender bestimmten Frist oder beim Fehlen einer solchen Bestimmung bei
Semaphortelegrammen nicht bis zum Morgen des 29. Tages und bei Funkentele-
grammen nicht bis zum Morgen des 8. Tages zugeführt werden, so gibt die Sema-

10.
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phor= oder Küstenstation davon der Ursprungsanstalt Nachricht, die den Absender
sogleich verständigt.

Dieser kann durch eine telegraphisch oder brieflich an die Semaphor= oder
Küstenstation gerichtete gebührenpflichtige Dienstnotiz verlangen, daß sein Telegramm,
falls es sich um ein Semaphortelegramm handelt, weitere 30 Tage und, falls es
sich um ein Funkentelegramm handelt, weitere 9 Tage zur Uebermittelung an das
Schiff bereitgehalten werde usp. In Ermangelung eines solchen Verlangens wird
das Telegramm, falls es sich um ein Semaphortelegramm handelt, am Ende des
30. Tages und, falls es sich um ein Funkentelegramm handelt, am Ende des
9. Tages (den Tag der Aufgabe nicht miteingerechnet) als unbestellbar zurückgelegt.

Hat jedoch die Semaphor= oder Küstenstation die Gewißheit, daß das Schiff
ihren Wirkungsbereich verlassen hat, bevor ihm das Telegramm zugeführt werden
konnte, so benachrichtigt sie unverzüglich die Ursprungsanstalt, die den Absender so-
gleich von der Nichtbeförderung des Telegramms verständigt. Dieser kann, salls es
sich um ein Funkentelegramm handelt, durch gebührenpflichtige Dienstnotiz ersuchen,
das Funkentelegramm bei der nächsten Vorbeifahrt des Schiffes zu Übermitteln.

5. Im 8 15 unter VI, erste Zeile, ist statt „Seetelegramme“ zu setzen:
Semaphortelegramme

Die Angaben unter a) sind zu ersetzen durch:
a) Telegramme mit vorausbezahlter Antwort von Schiffen in See,

Hinter h) ist in neuer Zeile einzuschalten:
Als Funkentelegramme sind zugelassen:

a) Funkentelegramme mit vorausbezahlter Antwort. Diese Funkentelegramme
tragen vor der Adresse die Ungabe „Antwort bezahlt“ oder „RP“,
der ein Vermerk über den für die Antwort vorausbezahlten Betrag
hinzuzufügen ist, z. B. „Antwort bezahlt 5,50 “ oder „RP 5,50 %.
Der an Bord eines Schiffes ausgestellte Antwortschein berechtigt, in
den Grenzen seines Wertes ein Funkentelegramm an eine beliebige
Bestimmung bei der Bordstation aufzugeben, die den Schein aus-
gestellt hat;

b) Funkentelegramme mit Vergleichung,
e) durch Eilboten zu bestellende Funkentelegramme,
4) durch die Post zu bestellende Funkentelegramme,
e) zu vervielfältigende Funkentelegramme,
) Funkentelegramme mit Empfangsanzeige, aber nur, wenn es sich um

die Bekanntgabe des Tages und der Stunde handelt zu welcher die
Küstenstation der Bordstation das für diese bestimmte Telegramm über-
mittelt hat,

# gebührenpflichtige Dienstnotizen mit Ausnahme derjenigen, die eine
Wiederholung oder eine Auskunft verlangen. Dagegen sind alle Arten
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von Dienstnotizen zugelassen, soweit es sich um die Beförderung auf
den Linien des Telegraphennetzes handelt;

b) dringende Funkentelegramme, aber nur, wenn die Beförderung auf den
Linien des Telegraphennetzes in Frage kommt.

6. Im 8 15 unter VII ist „Seetelegramme bei den Semaphor-, Küsten-
oder Bordstationen“ zu ersetz en durch:

Semaphortelegramme bei den Semaphorstationen, der nach einem
Schiffe gerichteten Funkentelegramme bei den Küstenstationen und der
von einem Schiffe herrührenden Funkentelegramme bei den Bordstationen

7. Im 8 15 unter XlllI ist hinter „Bordgebühr“ in Zeile 6 statt
des Punktes ein Komma zu setzen und alsdann einzuschalten:
3. gegebenenfalls die Durchgangsgebühren der vermittelnden Küsten= oder

Bordstationen und die Gebühren für die vom Absender verlangten be-
sonderen Dienstleistungen.

Die Angabe „800 km“ in dem mit „Das Nähere“ beginnenden
st zu ersetzen durch:

400 Seemeilen
Der mit „Im Verkehr“ beginnende Abs. erhält folgende Fassung:
Die Gesamtgebühr der Fnnkentelegramme wird vom Absender erhoben.
8. Im §8 15 unter XIV ist die Zahl „12“ zu ersetzen durch: 15
9. Im § 17 untee lle) sind die Wörter Jfür die zwischen Bord-

stationen zu wechselnden und“ zu streichen.
10. Im § 24 unter lll ist das Wort „Zusatzabkommen,“ zu streichen.

Vorstehende Aenderungen treten am 1. Juli 1913 in Krast.

Der Reichskanzler.
In Vertrelung:

Kraeetke.





Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
4# 7.

(Ausgegeben am 31. Juli 1913.)

25. Verordnung
vom 4. Juli 1913,

die Viehzählung am 1. Dezember 1913 betreffend.

Nach einem Beschlusse des Bundesrats sollen in allen Jahren, in denen
eine Viehzählung erweiterten Umfanges nicht stattfindet, Viehzählungen kleineren
Umfangs (sogenannte kleine Viehzählungen) stattfinden. — Die erste derartige Vieh-
zählung findet am 1. Dezember 1913 statt und wird zur Ausführung dieses Be-
schlusses für das Fürstentum hiermit folgendes bestimmt:

1.

Die Zählung erstreckt sich auf Pferde, Rindvieh, Schafe. Schweine und
Ziegen nach den in der Zählungsliste verzeichneten Altersklassen.— Gezählt wird
am 1. Dezember d. J. unter Benutung von Zählungslisten durch die Gemeindevor=
stände, denen es überlassen bleibt, sich dabei ihrer Gemeindebeamten, einschließlich des

Polizeipersonals und der Dienerschaft, zu bedienen oder besondere Zähler zu bestellen.
Größere Gemeindebezirke sind von dem Gemeindevorstande in eine ent-

sprechende Zahl von Zählbezirken zu teilen.

2.

Die Zählungslisten sind am 1. Dezember d. J. in der Weise auszufüllen,
daß die mit der Aufnahme betrauten Personen das zu zählende Vieh von Haus-
haltung zu Haushaltung ermitteln und in die Liste eintragen. In den Spalten 1

11
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und 2 der Listesind lämtliche Käufer (Gehöfte) des Gemeindebezirks ihrer laufendenNummer nach und in Spalte3die Haushaltungsvorstände namentlich aufzuführen,
auchnwenn in den betreffenden Haushaltungen kein zu zählendes Vieh vorhanden
ist. Wo in Spalte 4 bis 22 der hte Zahleneinträge nicht zu machen sind, istsoiches mit einem Strich (—) zu beku

Nur in den Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern können die Häuser
bezw. Haushaltungen, für welche Einträge nicht zu machen sind, aus der Zählungs-
liste weggelassen werden.

3.

Die mit der Zählung beauftragten Personen sind von dem Gemeindevorstand
gehörig zu unterweisen und zu sorgfältigster Beobachtung dieser Verordnung, die
engleich als Anweisung für die Gemeindevorstände und die Zähler gilt, sowie der
der Zählungsliste vorgedruckten Anleitung anzuhalten. Die von ihnen ausgefüllten
Listen sind zu unterschreiben und spätestens bis zum 5. Dezember an den Gemeinde-
vorstand abzuliefern.

4.

Die Gemeindevorstände haben die Zählungslisten auf ihre Vollständigkeit
und auf die Richtigkeit der einzelnen Einträge zu prüfen. Nach bewirkter und
bescheinigter Prüfung haben die Gemeindevorstände des platten Landes die Zählungs=
listen sofort an das Fürstliche Landratsamt einzureichen, das die Listen in dauer-
hafter Verpackung an das Thüringische Statistische Amt in Weimar bis spätestens
zum 10. Dezember d. J. portofrei einsendet. Die Gemeindevorstände der Städte
haben die Zählungslisten bis zum gleichen Zeitpunkt unmittelbar dorthin einzusenden.

Das Thüringische Statistische Amt ist beauftragt, die Zählungslisten zu prüfen
und die Ergebnisse zusammenzustellen. — Die Gemeindevorstände werden desha
angewiesen, allen Anforderungen des Statistischen Amtes, die zur Durchführung
der Zählung an sie gestellt werden, sorgfältig und mit größter Beschlennigung zu
entsprechen.

Greiz, den 4. Juli 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



26. Höchste Verordnung
vom 21. Juli 1913,

die Neubenennung verschiedener Verwaltungsbehörden betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXW. Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Deinrich der Siebenundpwvanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie, Graf und Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein
c. rc. c.

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

folgendes:
Die „Fürstliche Straßenbauinspektion“ führt künftig die Bezeichnung

„Fürstliches Straßenbauamt"“,
das „Fürstliche Katasterbureau“ die Bezeichnung „Fürstliches

Katasteramt“
und das „Fürstliche Rechnungsbureau“ die Bezeichnung „Fürst-

uunh Rechnungsamt“.dlich haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen undUnser Rursea Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Schloß Ebersdorf, den 21. Juli 1913.

(L 8.) (gez) Heinrich XXVI.

(G#ges. Dr. Hanitsch i. V.



27. Ausführungs Verordnung
zum Fortbildungsschulgesetz vom 23. Mai 1913.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten ver-
ordnen wir zur Ausführung des Fortbildungsschulgesetzes vom 23. Mai 1913 in
Gemäßheit des § 8 deeselben folgendes.

1. Schulbesuch.
Die nach § 3 des Gesetzes zum Besuch der Forkbildungsschule Verpflichteten

haben diejenige Fortbildungsschule zu besuchen, zu deren Bezirk ihr Arbeitsort ge-
hört. Dies gilt auch für vorübergehende Beschäsftigung an einem Orte. Ausnahmen
können nur in besonderen Fällen nach Begutachtung eines entsprechenden Gesuches
durch die Schulgemeindevertretung des Arbeitsortes von Fürstlichem Kosistorium ge-
stattet werden.

Ebenso sind Gesuche um Befreiung vom Besuch der Fortbildungsschule auf
Grund des § 3 des Gesetzes nach Begutachtung durch die Schulgemeindevertretung
des Arbeitsortes an Fürstliches Konsistorium einzureichen.

Die Anmeldung zur Fortbildungsschule hat innerhalb 3 Tagen nach dem
Antritt der Arbeit (der Lehre oder des Dienstes) in dem Schulbezirk zu erfolgen.
Zur rechtzeitigen Anmeldung sind die Eltern, Vormünder, Lehrherren und Arbeit-
geber verpflichtet.

Elstern, Vormünder, Lehrherren oder Arbeitgeber haben den Fortbildungs-
schülern die zum Schulbesuch erforderliche Zeit zu gewähren und den regelmäßigen
Schulbesuch, der auch den Schülern (und Schülerinnen) zur Pflicht gemacht wird,
zu überwachen. Als Entschuldigungsgrund für Versäumnis gilt in der Regel nur
Krankheit. Geschäftliche oder häusliche Abhaltung kann nicht als Entschuldigungsgrund
angesehen werden, es sei denn, daß ein besonders dringlicher Ausnahme= oder Not-
fall vorliegt.

Für das Ausbleiben der Schüler ist, wenn irgend möglich, im voraus die
Erlaubnis des Lehrers oder Leiters durch die Eltern oder Vormünder, Lehrherren
oder Arbeitgeber mündlich oder schriftlich einzuholen, spätestens aber am Tage darauf
für den betreffenden Fall Entschuldigung einzureichen.
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2. Gliebernug ber Foribildungoschule
Die Fortbildungsschule gliedert sich nach den Jahrgängen in 3 sich auf ein-

ander aufbauende Abteilungen, die nach Bedarf zusammengefaßt werden können.
Innerhalb dieser Abteilung sind bei größeren Fortbildungsschulen je nach

Bedarf Fachklassen (für Schüler des gleichen Beruss), Gruppenklassen (für
Schüler verwandter Berufe) oder Mischklassen (für Schüler verschiedener Berufe)
zu bilden.

An größeren Schulen ist die Errichtung von Nachhilfeklassen für zurück-
gebliebene oder minderbegabte Schüler anzustreben.

3. Aeußere Einrichtung der Fortbildungoschule.
Der Unterricht, der nach § 4 des Gesetzes an den Werktagen stattzufinden

hat und — abgesehen vom Turnunterrichte — nachmittags 7 Uhr, ausnahmsweise ½8
Uhr, schließen muß, ist in der Regel in 2 oder mehr aufeinanderfolgenden Unter-
richtsstunden zu erteilen.

Die Beschlußfassung darüber, an welchen Wochentagen und zu welchen Stunden
der Unterricht abgehalten werden soll, steht der Schulgemeindevertretung nach Ge-
hör der Lehrer bezw. des Leiters der Fortbildungsschule zu; soweit Fach= oder
Gruppenklassen gewerblich beschäftigter Lehrlinge in Frage kommen, soll die Hand=
werkskammer bezw. Handelskammer gehört werden.

In jeder Fortbildungsschule wird von den Lehrern ein Klassenbuch und ein
Tagebuch geführt. In das Klassenbuch sind die Schüler jedes Schuljahrs bezw. Halbjahrs
unter Angabe ihres Vor= und Familiennamens, Alters und Berufes, Fortbildungs-
schuljahres, sowie des Namens des Lehrherrn oder Arbeitgeberseinzutragen; im Tagebuch
werden die in der Woche behandelten Gegenstände regelmäßig vermerkt.

Mindestens am Schlusse des Schuljahres erhalten die Schüler Zeugnisse
über Betragen, Fleiß und Leistungen, die von den Lehrherren oder Arbeitgebern
und in der Regel auch von den Eltern zu unterschreiben find.

4. Innere Einrichtung der Fortbildungsschule.
« Der Verkehr der Lehrpersonen mit den Schülern soll bei vollster Wahrung

einer geregelten Schulzucht vor allem auf die Weckung des Gefühls der Verant-
wortlichkeit gerichtet sein. Das gesamte Schulleben soll ferner mit allen Mitteln
darauf hinarbeiten, daß auch Gemüt und Wille der aus der Volksschule entlassenen
Jugend angeregt und ihr Sinn auf das Gute, Wahre und Schöne hingelenkt werde.

Die Teilnahme des Lehrers an dem beruflichen und außeerberuflichen Leben
der Schüler, die Einrichtung von Büchereien, Unterhaltungsabenden, Schulsparkassen
und dergl., die Veranstallung von Volks= und Jugendspielen und sonntäglichen
Spaziergängen, der Besuch von Fabriken, Werkstattbetrieben u. s. w. sind besonders
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geeignet, zur erziehlichen Beeinflussung der fortbildungsschulpflichtigen Jugend bei-
zutragen. Als wünschenswert ist auch, besonders in den Städten, die Einrichtung
von Jugendheimen anzusehen, die in Verbindung mit der Fortbildungsschule und
unter Leitung der an ihr wirkenden Lehrkräfte stehen.

Die Entlassung der Fortbildungsschüler nach erfüllter Schulpflicht ist feierlich
zu gestalten.

5. Schulzucht in der Fortbildungsschule.
Bei Trägheit, ungebührlichem Betragen in und außer der Schule, unent-

schuldigtem oder ungerechtsertigtem Versäumen von Stunden und sonstigen Vergehungen
kommen folgende Strafmittel zur Anwendung:

a. Verwarnungen und Verweise durch den Lehrer;
Verweis durch den Leiter;
Schriftliche Anzeige an die Eltern oder Vormünder bezw. Lehrherren
oder Arbeitgeber;

. Nachbleiben und Nacharbeiten in der Schule bis zu 2 Stunden unter

Benachrichtigung der unter c. genanmten Personen;Ordnungsstrafen von 0, 50bis 1
Scharfer Verweis durch die Sthr,heneinr vensrnn nach Befindenim
Beisein der unter c. genannten Persone

Karzerstrafen von 2 bis 12wetundem:Geldstrafen von 1 bis 10
Ausstoßung aus der Saiuilinguscuu. durch Beschluß der Schul-
gemeindevertretung. Auch ist in geeigneten Fällen Antrag auf Zwangs=
erziehung zu stellen.

Die Strafen unter a—e kann der Lehrer bezw. Leiter, vorzerstrafenbis zu2 Stunden der Leiter, Karzerstrafen über 2 Stunden unddie unter k, h, iezeichneten Strafen die Schulgemeindevertretung verhängen. Wechen die Geldstrafen
auf Erfordern nicht bezahlt, so liegt die Strafverfolgung auf Antrag der Schulge-meindevertretung der AmtsanwaltschaftoDer Lehrer hat alle verhängten n in eine Liste einzutragen. In ihr
ist auch der Eingang der verhängten Geldstrafen zu vermerken.

Der Besuch von öffentlichen Tanzstätten (6 4 Abs. 1 Ziffer 2 der Höchsten
Verordnung vom 31. Januar 1912, das Tanzwesen betreffend), das Rauchen in
der Schule und auf dem Schulweg sowie das Kartenspielen in öffentlichen Lokalen
ist den Fortbildungsschülern verboten. Der Besuch von Wirtshäusern ist den Jüng=
lingen nur bis 10 Uhr abends (den Mädchen nur in Begleitung ihrer Eltern) ge-
stattet.

Die Fortbildungsschüler sind verpflichtet, sich jederzeit und allerorts gegen
jedermann anständig zu verhalten. Ohne Genehmigung der Schulgemeindevertretung

**
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dürfen sie keinem Vereine beitreten. Auch dürfen siewoliiichen caxthammlungennicht beiwohnen (§ 17 des Reichsvereinsgesetzes vom 19. April1Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der kenen erehenden
Absätze werden, soweit sie nicht unter andere Strafbestimmungen fallen und danach
zu bestrafen sind, auf Antrag der Schulgemeindevertretung mit Geldstrafe von
1—10 M. bestraft. Die Untersuchung und Euntscheidung gebührt dem Gericht, so-
furn nicht der Schuldige auf vorherige Anforderung der Schulgemeindevertretungdie Strafe binnen einer ihm gesetzten Frist freiwillig zahlt.

Beschwerden gegen den Lehrer, die die Auslbung der Schulzucht zum
Gegenstande haben, sind bei dessen unmittelbarem dienstlichen Vorgesetzten, niemals
aber bei dem Lehrer selbst anzubringen. Der Lehrer kann demnach gegenüber den
Beschwerdeführern jedes Elngehen auf diese Beschwerden unter Verweisung der Be-
schwerdeführer an seinen Dienstvorgesetzten ablehnen und hat insbesondere jede
Erörterung in Gegenwart der Fortbildungsschüler unbedingt zurückzuweisen. Bei
* hierbei entgegentretender Widersetzlichkeit hat er auf die Bestimmungen in

123 * Reichsstrafgesetzbuches hinzuweisen.n Schülern der Fortbildungsschule sind die über die Schulzucht in derzonsilddenh getroffenen Bestimmungen alsbald nach ihrer Aufnahme bekannt
zu geben und hernach in geeigneter Weise in Erinnerung zu halten.

6. Lehrplan für die Fortbildungsschule.

Für jede Fortbildungsschule ist von der Schulgemeinevertretung' ein ört-licher Lehrplan aufzustellen, bei dem folgende Grundsätze zu beachten sind
I. Unterrichtsgegenstände und deren Behandlung.

A. Knaben-Fortbildungsschule.
Der Unterricht umfaßt:

1. Sachunterricht (a. Bürger= und Lebenskunde, b. Berufskunde):

2. Spwachunteriich3. Rechenunterricht
4Z- Zeichenunterricht für die Berufe, die dessen bedürsen, und
5. sofern es die Schulgemeindevertretung beschließt, Turnunterricht.

re# Unterricht in der Bürger= und Lebenskunde soll an der Hand der
Verhältnisse in der Heimat mit den Einrichtungen des kirchlichen, kommunalen,
staatlichen Lebens (Familie, Orts-, Kirchen= und Schulgemeinde, Staat, Reich usw),
mit den wichtigsten Gesetzes= und Rechtsverhältnissen, insbesondere den Wohlfahrts-
gesetzen und den Dienstvertragsverhältnissen bekannt machen, so daß die Schüler
innerlich in das Gemeinschaftsleben hineinwachsen. Besondere Beachtung verdient
neben der staatsbirgerlichen Erziehung die sittlich-religisse Beeinflussung, weshalb
die Lebenskunde an geeigneten Stellen sittliche, religiöse und kirchliche Fragen ge-
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bührend zu behaudeln und auf die Begründung und Festigung einer christlichen
Weltanschauung zu dringen hat. Das Wichtigste aus der Gesundheitslehre ist an
geeigneter Stelle einzufügen.

Der Unterricht in der Berufskunde richtet sich nach der beruflichen Be-

schafnigurg ber Schüler.Mischklassen gibt die Berufskunde ein Bild des Berufslebens der
Heimat unter möglichster Berücksichtigung aller in der Klasse vertretenen Berufe.

Wenn die besonderen örtlichen Verhältnisse es zweckmäßig erscheinen lassen, kann
hier die Bürger= und Lebenskunde mit der Verufskunde zu einem einheitlichen Sach-
unterricht zusammengefaßt werden. Diese Zusammenfassung empfiehlt sich für die
einfache gemischte Fortbildungsschule.

n den Fach- und Gruppenklassen ist einzugehen auf die Geschichte und
Verbreitung des Gewerbes, besonders in der Heimat, auf Absatzgebiete, Zölle,
Innungen, Handels-, Handwerks= und Landwirtschaftskammern, ferner auf Roh-
material und Halbfabrikate, Werkzeuge und Maschinen, Gefahren des Berufes und
deren Verhütung.

In den ländlichen Fortbildungsschulen, deren Schüler ausschließlich dem
landwirtschaftlichen Berufe angehören, steht der Beruf des Landwirts im Vorder-
grund. Hierbei ist zu behandeln: die Bodenbearbeilung, die Viehzucht, die Wirtschafts-
führung, das ländliche Gewerbe.

Im Deutschunterricht sind das Lesebuch und das Formularheft im
Dienste des Sachunterrichts auszunützen. Das Lesebuch dient besonders der Pflege
der sittlich-religiösen, vaterländischen und fachlichen Bildung; in den schriftlichen
Uebungen ist das Hauptgewicht auf die Aufertigung von Geschäftsaufsätzen zu

legen, * q im bürgerlichen und beruflichen Leben vorkommen.Rechenunterricht hat ebenfalls dem in der Klasse vorherrschenden
urss zu entsprechen.

ngeeigneten Siellen des Deutsch= und Rechenunterrichts sind die Schüler
in die hachführu einzuführen. Zeichnen ist als Fachzeichnen zu betreiben.

2 Turnunterrichte ist auf den Beruf der Schüler insofern Rücksicht
zu nehmen, als im Einzelfalle Uebungen ausgeschieden werden, welche für manche

Schüler 206 Musbung ihres Gewerbes ungünftig beeinflussen könnten.Nachhilfeklassen bestehen, ist der Unterricht auf heimatlicher Grund-
lage nöglicht elementar und praktisch zu gestalten; den an den Sachunterricht sich
anlehnenden Fertigkeiten ist ein breiter Raum zu hewähren

B. Mädchen-Fortbildungsschule.

Unterrichtsgegenstände sind: Hauswirtschaftskunde (Laushaltung' Koch= undNadelarbeitsunterricht) in Verbindung mit Bürger= und Lebenskunde, Gesundheits-
lehre, Erziehungslehre und Kinderpflege, sowie Deutsche Sprache und Rechnen.
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II. Verteilung des Lehrstoffes.
Der gesamte Lehrstoff ist auf 3 Jahreskurse zu verteilen. Der Stoff für

jedes Schuljahr bezw. Schulhalbjahr ist nach sachlichen Gruppen mit der Maßgabe
zusammenzustellen, daß der gesamte Unterricht jedes Tages möglichst unter ein Sach-
thema konzentriert wird.

Bei jedem einzelnen Unterrichtsgegenstande ist in dem Lehrplane die Zahl
der wöchentlichen Lehrstunden anzugeben.

Um für den Speziallehrplan jeder Fortbildungsschule, der unter Berücksich-
tigung der örtlichen Verhältnisse und der Zusammensetzung der Schule bezw. Klasse
auszugestalten ist, die Richtlinien darzubieten, wird ein Normallehrplan für eine ein-
fache ländliche Fortbildungsschule mit Mischklassen von Fürstlichem Konsistorium auf-
gestellt und an die Schulgemeindevertretung ausgegeben werden.

Greiz, den 28. Juli 1913.

Fürstlich Reuß-Plauisches Konsistorium.
J. B.

Dr. Hanitsch.

28. Regierungs-Verordnung
vom 29. Juli 1913,

den gewerblichen Verkehr mit Nahrungsmitteln betreffend.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten wird
zur Beseitigung gewisser im gewerblichen Verkehr mit Nahrungsmitteln hervorge-
tretener Uebelstände folgendes verordnet:

9 1.
Geschlachtete Tiere oder Teile derselben, ferner Fleisch-, Brot und sonstige

Fleisch= und Backwaren müssen bei der Beförderung über Straßen, Wege und öffent-
liche Plätze in reinlicher Weise umhüllt und verdeckt sein, auch darf die Beförderung
nicht auf unreinen oder ekelerregenden Beförderungsmitteln geschehen.
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Das Tragen von größeren Fleischteilen wie Rindervierteln, Schweinehälften
und dergl. auf dem Rücken oder den Schultern ist nur dann gestattet, wenn ein
reines Tuch derart untergelegt ist, daß Kopfhaar, Kopfbedeckung und Kleider des
Trägers nicht in unmittelbare Berührung mit dem Fleisch kommen können.

62.
Es ist verboten, geschlachtete Tierc oder Teile derselben außerhalb der Ver-

kaufsläden offen an die Straße zu hängen, oder Fleisch, Brot und sonstige Fleisch-
und Backwaren offen gegen die Straße so auszulegen, daß sie der Verunreinigung
ausgesetzt sind.

Zerkleinerte Fleischwaren (angeschnittene Würste, Aufschnitt von Schinken,
Braten und dergl. und Hackefleisch) sind gegen Staub und Ungeziefer zu schügtzen.

9 3.

Bei Abgabe von Fleisch, Fleisch= und Wurstwaren, Butter, Schmalz, Käse,
Fett und dergl. sowie von Brot und sonstigen Backwaren darf zum unmittelbaren
Einwickeln der Ware oder zur unmittelbaren Unterlage in die Wagschale nur
völlig reines unbeschriebenes und unbedrucktes oder nur mit einseitigem Ausdruck der
Firma versehenes Papier verwendet werden.

*4.
Das Prüfen von Waren der im 8 3 bezeichneten Art seitens der Käufer

durch Betasten ist verboten. Dieses Verbot ist durch geeigneten Anschlag am Ver-
kaufeplatz zur Kenntnis des Publikums zu bringen.

6 5.
Die mit dem Verkaufe von Nahrungsmitteln der im § 3 bezeichneten Art.

ferner die mit deren Zubereitung, Transport, Aufbewahrung und Zuwägung be-
schäftigten Personen müssen an sich und an ihrer Kleidung die möglichste Reinlichkeit
beobachten.

Personen, die mit Hautkrankheiten oder sonst mit ansteckenden oder ekeler-
regenden Krankheiten behaftet sind, dürfen in Bäckerei= oder Fleischereibetrieben,
sowie zum Austragen der im 8 3 bezeichneten Nahrungsmittel nicht verwendet
werden, auch überhaupt. soweit dies nicht zum Zwecke des Einkaufs geschieht, Räum-
lichkeiten, in denen derarlige verkäufliche Nahrungsmittel zubereitet, ausbewahrt oder
feilgeboten werden, nicht betreten.

Hunde und sonstige Haustiere dürfen in die im vorigen Absatz bezeichneten
Räumlichkeiten weder mitgenommen noch darin geduldet werden.
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g 6.
Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen werden mit Geld-

strafe bis zu 150 M. oder mit Haft bestraft.

Greiz, den 29. Juli 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
V.J. V.

Dr. Hanitsch.

29. Regierungs-Verordnung
vom 29. Juli 1913

über die Einrichtung und den Betrieb von Fleischereien.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten
wird zur Beseitigung gewisser im Betrieb von Fleischereien hervorgetretener Uebel-
stände folgendes verordnet:

I. Schlächtereien im Sinne des § 16 der Reichsgewerbeordnung.

81.
Die Arbeitsräume müssen mindestens 3 m hoch und mit Fenstern versehen

sein, die nach Zahl und Art genügen, um für alle Teile der Räume ausreichend
Luft und Licht zu gewähren.

Die Fenster müssen so eingerichtet sein, daß sie zum Zwecke der Lüftung
genügend geöffnet werden können.
 A die Lage der Fenster derart, daß eine ausreichende Lüftung damit nicht

erzielt werden kann, so sind noch andere gut wirkende Lüstungsvorrichtungen an-
zubringen.

Die Lüftungsöffnungen (Fenster) sind im Sommer gegen Eindringen von
Ungeziefer genügend zu sichern.

*#
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Ueber Kochkesseln sind besondere Abzugsvorrichtungen für die entstehenden
Dämpfe anzubringen.

62.
Die Arbeitsräume müssen mit einem wasserdichten, nicht gedielten Fußboden

(Gement, Asphalt, Klinker mit Zementverstrich, Steinplatten usw.) versehen sein, der
eine leichte Reinigung durch Aufwaschen mit Wasser gestattet und einiges

Gefälle ht muß.Esist für einwandfreie Aufbewahrung und Ableitung (Beseitigung) der
flüssigen Abgänge und festen Abfälle (Klauen, Unschlitt, Borsten pp.) Sorge zu
zu tragen. Den hierüber in Ausübung der Gesundheitspolizei ergehenden behörd-
lichen Anweisungen ist Folge zu leisten.

833.
Die Wände der Arbeitsräume müssen mindestens bis auf 2 m Höhe glatt

und abwaschbar sein und, wenn mit Putz versehen, einen giftfreien, nicht bleihaltigen
Oelfarbenanstrich besitzen. Die Farbe der Wände muß hell und darf nicht rot
sein; Holz= und Tapetenbekleidung sind nicht zulässig. Der Oelfarbenanstrich ist
mindestens alle zwei Jahre zu erneuern.

Die Decken der Arbeitsräume müssen glatt geputzt sein.

84.
Die Arbeitsräume drfen nicht in unmittelbarer Verbindung mit Bedürfnis-

anstalten oder Ställen stehen; die Abzugsröhren von Ausgüsieen und Klosels, sowie
Entlüftungsrohre solcher dürfen nicht durch sie hindurch führen

86.
Die Arbeitsräume dürfen nicht für Nebenzwecke (als Wirtschafts-, Schlaf-,

Waschräume u. dergl.) benutzt werden, auch mit Schlafräumen nicht in Verbindung
stehen.

Im besonderen ist die Benutzung der Kochkessel zu anderen als Fleischerei-
zwecken verboten.

9 6.

In den Arbeitsräumen oder in Verbindung damit sind ausreichende Wasch-
einrichtungen für die Arbeiter sowie für die Fleischbeschauer und Trichinenschauer
herzustellen und bereitzuhalten.

§ .

uge Arbeitsräume sind dauernd in reinlichem Zustande zu erhalten. Essind nur wlt aus verzinktem Eisen zu benutzen. Die im Geschäftsbetriebe
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benutzten Beile, Messer und anderen Werkzeuge sowie die zum Zerlegen und Zer-
kleinern von Fleisch gebrauchten Hackklötze sind stets rein zu halten.

Simtliche Fleischereigeräte sind nach jeder Schlachtung gründlich zu
reinigen

Die Hackklötze müssen fugenlos sein und sind täglich einmal gründlich ab-
zuschaben.

86.
Für Fleischereizwecke darf nur solches Wasser verwendet werden, das als

einwandfreies Trinkwasser angesehen werden kann.

809.
Die bei dem Schlachten und Verarbeiten des Fleisches beteiligten Personen

haben sich der größten Reinlichkeit zu befleißigen und alles zu vermeiden, was eine
Verunreinigung des Fleisches zur Folge haben könnte (z. B. auch Schnupfen von

Tabalh. s Rhren des Blutes hat mittels eines Quirls, Löffels oder Stabes,teinedfur aber mit der Hand zu erfolgen.

U. Gewerbsmäßige Schlachtungen im übrigen.
*ii

Auch bei den nicht unter 88 1 fg. fallenden gewerbsmäßigen Schlachtungen
ist den Forderungen der Reinlichkeit und Gesundheit zu entsprechen und etwaigen
diesbezüglichen Anordnungen der zuständigen Polizeibehörden Folge zu leisten.
Insbesondere ist die Benutzung der Kochkessel zu anderen Zwecken verboten.

Die Bestimmung des vorstehenden Absatzes findet Anwendung auf die ge-
werbsmäßige Verarbeitung von in ausgeschlachtetem Zustand bezogenem Fleisch.

I. Allgemeine Bestimmungen.
6 11.

Die sich auf den Verkehr mit Fleischwaren beziehenden Vorschriften der
Regierungsverordnung vom heutigen ae, den Verkehr mit Nahrungsmitteln betr.sowie die Bestimmungen der 88 16 fg. der Regierungsverordnung vom 2
1890 (Gesetzsammlung S. 31) und der Regierungs- Verordnung vom 8. November
1907 (GesezzammlungS.80) werden durch diese Verordnung nicht berührt.

512.
Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen werden mit Geld-
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strafe bis zu 150 M, an deren Stelle im Unvermögensfalle entsprechende Haft
tritt, bestraft.

813.
Die Vorschriften der 88 6—10 treten zwei Wochen nach ihrer Veröffent-

lichung, die übrigen Vorschriften 6 Monate nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Die Vorschrift des § 1 über die Höhe der Arbeitsräume findet keine An-

wendung auf bestehende Anlagen, solange sie nicht eine wesentliche Erweiterung
oder einen Umbau erfahren.

Fürstliche Landesregierung ist befugt, Ausnahmen von den S8 2 Absatz 1,
3 Absatz 1, 5 für bestehende Anlagen zuzulassen, sofern dic Durchführung dieser
Bestimmungen zu unverhältnismäßigen Härten für die Beteiligten führen würde.

Greiz, den 29. Juli 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
I. V.

Dr. Hanitsch.

30. Regierungs-Verordnung
vom 30. Juli 1913

zur weiteren Ausführung des Hausarbeitgesetzes.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten wird
zur weiteren Ausführung des Hausarbeitgesetzes vom 20. Dezember 1911 (Reichs-
gesetzblatt S. 976) im Anschluß an die Regierungsverordnung vom 31. Januar
1912 (Ges.-S. S. 10) folgendes bestimmt:

1. Polizeiliche Verfügungen (88 5 bis 9 des Gesetzes).
Die Polizeibehörde hat die von ihr erlassenen Verfügungen alsbald dem Ge-

werbeaufsichtsbeamten mitzuteilen, das Fürstliche Landratsamt auch dem Gemeinde-
vorstand.
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Zur Erzwingung der durch endgültige Verfügung angeordneten Maßnahmenist in der Regel zunächst das Strafverfahren nach § 28 flg. des Gesetzes herbeizu-
führen und von den polizeilichen Zwangsbefugnissen erst dann Gebrauch zu machen,

seme aurauchachrechtskräftigerVerurteilung die angeordnete Maßnahme nicht ge-offen w

2. Listenführung (58 13, 14 des Gesetzes).
Zu führen haben

a) ein Verzeichnis der beschäftigten Hausarbeiter:
l Betriebsunternehmer und Leiter von etriebaweigsellen 66 32Absatz 1 des Gesetzes), soweit sie unmirtelbar d. h. nicht durchZwischenmeister oder Ausgeber (Faktoren) Hausarbeiter zaictpnn

II. Zwischenmeister für die von ihnen außerhalb ihrer Arbeitsstätten
mit Hausarbeit beschäftigten Personen,

III. Ausgeber oder sonstige Vermittler ohne eigene gewerbliche Arbeits-
stätte („Faktoren") für diejenigen Hausarbeiter, welchen sie für
Gewerbetreibende Hausarbeit übertragen

b) ein Verzeichnis der beschäftigten Zwischenmeister, Ausgeber (Faktoren)
und sonstigen Hausarbeitsvermittler Betriebsunternehmer und Leiter
von Betriebszweigstellen.

Zwischenmeister, welche die übernommene Arbeit ausschließlich in ihren eigenen
Arbeitsstuben und Werkstätten ausführen lassen, also daneben nicht noch an Haus-
arbeiter weiter übertragen, sind in das Verzeichnis der beschäftigten Hausarbeiter
aufzunehmen.

Die Verzeichnisse müssen den Namen der Hausarbeiter, Zwischenmeister und
Ausgeber nebst Angabe der Betriebsstätte dieser Personen enthalten.

Zum ersten Male sind die Verzeichnisse zum 1. Oktober 1913 den Orts-ü
polizeibehörden (Gemeindevorstand) einzureichen; diese haben sie (die Gemeindevor-
stände des platten Landes durch Vermittelung des Fürstlichen Landratsamts) bis
15. Oktober 1913 dem Gewerbeaufsichtsbeamten zur Einsicht zu übersenden.

3. Aussicht (s§ 17 des Gesetzes).
Die Aussicht über die Ausführung des Gesetzes wird ausgeübt von dem

Gewerbeaufsichtebeamten. und den lheh des rrc (Gemeindevorstand, auf dem
platten Land unter Leitung des Fürstlichen Landratsamts).

Greiz, den 30. Juli 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Dr. Hanitsch.
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31. Regierungs·Verordnung
vom 31. Juli 1913,

enthaltend eine Erhöhung der Gebühren der Feldgeschworenen.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten
verordnen wir, was folgt:

Einziger Paragraph.
In I Ziffer 14 der Regierungsverordnung vom 2. März 1901, betreffend

die Bestellung und Obliegenheiten der Feldgeschworenen usw. (Ges.-S. 1901 S. 17)
werden auf Zeile 4 und 8 die Worte „30 Pfennigen“ ersezt durch „40 Pfennigen“.

Greiz, den 31. Juli 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. V

Dr. danitsch
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
&amp; 8.

(Ausgegeben am 16. Oktober 1913.)

32. Verordnung
vom 2. Oktober 1913

zur weiteren Ausführung des Versicherungsgesetzes für Angestellte
vom 20. Dezember 1911.

In Ergänzung der Verordnung vom 13. Juli 1912 zur Ausführung desebenberrichneitn Gesetzes (Gesetzsammlung 1912 Seite 63) wird folgendesbeshumte

81.
Zur Ausstellung von Krankheitsbescheinigungen gemäß § 54 Absatz 2 des

Reichsgesetzes ist neben dem Fürstlichen Landratsamt bezw. den Stadtgemeinde=
vorständen für die in Betrieben oder im Dienst des Reichs oder eines Bundesstaats
Beschäftigten, für Beamte und Bedienstete der Landesherrlichen Hof-, Domanial-,
Kameral= und Forstvenvaltung sowie für die im Betriebe oder im Dienst öffentlicher
Verbände oder öffentlich-rechtlicher Körperschaften angestellten Personen auch die
vorgesetzte Dienstbehörde befugt.

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft.

Greiz, den 2. Oktober 1913.

Fürstlich Reuß- Plauische Landesregierung.Meding.



86

33. Höchste Verordnung
vom 8. Oktober 1913,

betreffend die erste juristische Prüfung.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXV. Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie,

Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera,
Schleiz und Lobenstein,

K. . .

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

im Einvernehmen mit den beim gemeinschaftlichen Thüringischen Oberlandesgericht
in Jena beteiligten Regierungen in Ergänzung der durch die Verordnung vom
28. Juli 1908 in Kraft gesetzten Vorschriften über die juristischen Prüfungen und
die Vorbereitung zum höheren Iunstizdienst, was folgt:

1.

·

*

Die Studierenden können den Gang ihrer Studien selbst bestimmen
und die Vorlesungen unter verständiger Würdigung ihres inneren Zu-
sammenhangs nach eigenem Ermessen auf die Semester verteilen. Vor-
lesungen, die den Studierenden den Ueberblick über die ganze Rechts-
ordnung und das Verständnis für deren Bedeutung vermitteln sollen
(Einführungsvorlesungen), sind regelmäßig für das erste Semester bestimmt.
Die Zahl der praktischen Uebungen, an denen die Studierenden teil-
zunehmen haben, wird auf 4 erhöht; die Disziplinen können die
Studierenden nach eigenem Ermessen bestimmen.

 8 3 Absatz 3 der seit 1. August 1908 geltenden Vorschriften über die
juristischen Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Justizdienst
wird durch Ziffer 1 und II nicht berührt.
Für die mündliche Prüfung ist folgendes zu beachten:
1) Die Rechtskandidaten sollen sich nicht nur über die erforderlichen

Rechtskenntnisse, sondern namentlich auch über die Befähigung zu
deren praktischer Anwendung ausweisen,
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2) das geltende Recht muß im Vordergrunde stehen; doch sind auch
auf diesem Gebiete Fragen über nebensächliche Einzelheiten zu ver-
meiden,

3) in jeder Prüfung sind eingehende Fragen auch über Staaterecht zu
stellen; auch das Verwaltungsrecht und das Völkerrecht sowie die
Grundlagen der Volkewirtschaftslehre und der Finanzwissenschaft
sollen regelmäßig zum Gegenstande der Prüfung gemacht werden.

5. Vor dem 1. Oktober 1914 darf einem Rechtskandidaten die Zulassung
zu der ersten juristischen Prüfung nicht deshalb versagt werden, weil
er nicht an mehr als 3 praktischen Uebungen teilgenommen hat.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und
Unser Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Lermos, den 8. Oktober 1913.

(L 8) (gez.) Heinrich XXVII.

(gges) Dr. Hanitsch i. V.

34. N 1 2.M#. 4 4.

vom 10. Oktober 1913,

betreffend Ergänzung des mit dem Grosterzogtum Sachsen abgeschlossenen
Staatsvertrags vom 7. Januar 1904 wegen Aufnahme der Geistes
kranken in die Großherzoglich Sächsischen Landes-Irren-Heil= und

Pflegeanstalten.

Mit Höchster Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-
Regenten und Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Sachsen haben die
Fürstliche Landesregierung und das Großherzoglich Sächsische Staatsministerium zu
Weimar vereinbart, daß der Staatsvertrag vom 7. Jannar 1904 über die Auf-
nahme der Geisteskranken aus dem Fürstentum Reuß älterer Linie in die Groß-
herzoglich Sächsischen Landes-Irren-Heil= und Pflegeanstalten (Ges.S.1905S.2fg.)
in einem Artikel 11 durch folgende Zusatzbestimmung mit Giltigkeit vom 1. Jannar
1913 ab ergänzt wird:



Artikel 11.

Die Großherzogliche Staatsregierung ist berechtigt, die den Großhersogüich
Sicsischen Landes-Irren-Heil= und Pflegeanstalten in Jena und Blankenhain ausdem Fürstentum Reuß älterer Linie zugeführten geisteskranken Verbrecher und ver-
brecherischen Geisteskranken auch in der Königlich Sächsischen Landesanstalt für
Geisteskranke in Waldheim unterzubringen. Der Fürstlich Reuß-Plauischen Landes-
regierung ist vorkommendenfalls hiervon Anzeige zu machen.

Die Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung verpflichtet sich, der Groß-
herzoglichen Staatsregierung den Gesamtkostenaufwand zu erstatten, der dieser daraus
erwächst, daß sie die von der Fürstlichen Landesregierung eingelieferten geistes-
kranken Verbrecher und verbrecherischen Geisteskranken in der Landesanstalt in
Waldheim unterbringt. Sie verpflichtet sich ferner für Beschaffung der in Ansehundieser Personen von den Königlich Sächsischen Behörden verlangten Zeugnisse ink
Bescheinigungen soweit erforderlich mit Sorge zu tragen.

Dies wird mit dem Hinzufügen bekannt gegeben, daß der nach Artikel 11
der Fürstlichen Landesregierung für die einzelnen Geisteskranken erwachsende Gesamt-
kostenaufwand von den zur Unterbringung der Geisteskranken verpflichteten Ver-
bänden oder Kassen zu erstatten ist.

Greiz, den 10. Oktober 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. V.

Dr. Hanitsch.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
*—

(Ausgegeben am 11. Dezember 1913.)

35. 9M 4 MWM. 1 4.

vom 29. Oltober 1913,
die Verleihung der Rechtsfähigkeit an den Verein

„Wasserwerk Hohndorf“ betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten haben Seine
Hochfürstliche Durchlaucht der Fürst-Regent dem Verein „Wasserwerk Hohndorf“ auf
geschehenes Ansuchen die Rechtsfähigkeit zu verleihen geruht.

Solches wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Greiz, den 29. Oktober 1913.

Fürstlich Reuß- Plauische Landesregierung.Meding.



36. Regierungs-Verordnung
vom 11. November 1913

zur Ausführung des Reichs= und Staatsangehörigkeitsgesetzes
vom 22. Juli 1913 (Reichsgesetzblatt S. 583).

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten
verordnen wir zur Ausführung des genannten Gesetzes folgendes:

* 1.

„Höhere Verwaltungsbehörde" im Sinne des Gesetzes ist die Fürstliche
Landesregierung.

Sie stellt auch die Bescheinigung aus, daß jemand im Fürstentum staats-
angehörig ist.

52.
Anträge auf Aufnahme, Einbürgerung oder Entlassung sowie auf Erteilung

einer Bescheinigung der in § 1 Absaotz 2 erwähnten Art sind in den Städten an
den Gemeindevorstand, auf dem platten Land an das Fürstliche Landratsamt, im
Amtgerichtsbezirk Burgk an den Fürstlichen Amtsrichter in Burgk zu richten. Die
erforderlichen Nachweise (Geburtsschein, Staatsangehörigkeitsschein pp.) sind beizufügen.

63.
In den Fällen des § 40 Absatz 1 des Gesetzes ist gegen die Entscheidung

der Fürstlichen Landesregierung die Anfechtungsklage bei dem Königlich Sächsischen
für das Fürstentum bestellten Oberverwaltungsgericht zulässig. Dabei gellen, sofern
es sich um einen Fall des § 26 Absatz 3 Satz 1 a. a. O. oder um einen Fall
des 9 32 Absatz 3 a. a. O. in Verbindung mit dieser Vorschrift handelt, die Be-
schränkungen des § 8 Absatz 1 und 2 des Verwaltungerechtspflegegesetzes vom 25.
Juli 1912 (Ges.S.S.68) nicht.

ß 4.
Die Gebühr für Ausstellung eines Staatsangehörigkeitsscheins beträgt 1 Mk.

Die in 3 2 bezeichneten Behörden haben lediglich ihre etvaigen Verläge zu berechnen.
§ 38 des Gesetzes bleibt unberührt.
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Die Regierungs-Verordnung vom 28. März 1872 (Ges.S.S.65) wird
aufgehoben.

Greiz, den 11. November 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

37. Regierungs-Verordnung
vom 3. Dezember 1913

über das Leichenwärterwesen.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erkeilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten
wird verordnet, was folgt:

§ 1.
Leichenwärter oder Leichenfrauen versehen den Leichendienst nach Maßgabe

der wacsen abgedruckten „Dienstanweisung für Leichenwärter“.Was im folgenden für Leichenwärter bestimmt ist, gilt entsprechend auch
für Leichenfrauen.

Ein Exemplar der in Absah 1 genannten Dienstanweisung ist sämtlichen
ättcre von dem Landratsamt, in den Städten vom Gemeindevorstand aus-zuhändigen

82
Die Leichenwärter werden in Landgemeinden auf Vorschlag des Gemeinde-

borsiad vom Landratsamt, in den Städten vom Gemeindevorstand für den Um-
ang der Gemeinde oder für einzelne Bezirke bestellt und verpflichtet. Vor der

Bestellung sind die zuständigen Pfarrämter über die Person sowie den Leumundund Lebenswandel des Anzustellenden zu hörer
Benachbarte kleinere Gemeinden fönnen“ sich mit Zustimmung des Landrats-

amtes auf einen gemeinsamen Leichenwärter einigen.
14%
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Die Landgemeindevorstände haben mit ihrem Vorschlag einen kurzen Bericht

über die bisherige Tätigkeit, den Leumund und den Lebenslauf des Vorgeschlagenen
einzureichen sowie ein vom Vorgeschlagenen beigebrachtes Zeugnis des zuständigen
Physikus darüber, daß der Vorgeschlagene die zum Leichenwärterdienst erforderlichen
Kenntnisse besitzt.

Dieselben Unterlagen verschafft sich in den Städten der Gemeindevorstand.
Nur würdige und taugliche Bewerber dürfen bestellt werden.
Hebammen sind vom Leichendienst ausgeschlossen.

z 4.
Bei der Verpflichtung ist folgender Eid zu leisten: „Ich schwöre bei Gott

dem Allmächtigen und Allwissenden, daß ich bei Ausübung meines Amtes als Leichen-
wärter (Leichenfrau) die Bestimmungen über das Leichenwärterwesen, die ich gelesen
und wohl verstanden habe, stets pünktlich und gewissenhaft einhalten werde. Sowahr mir Gott helfe

86.
Über den Verpflichtungsakt wird eine Urkunde aufgenommen. Sie ist in

beglaubigter Abschrift dem Verpflichteten als Ausweis zu übergeben.
Die Verpflichtung ist dem zuständigen Physikus sowie den zuständigen Pfarr-

und Standesämtern mitzuteilen und öffentlich bekannt zu machen.

ß 6.
Der Leichenwärter kann je nach Lage des Falls die erforderlichen Maß-

nahmen anregen. Insbesondere kann er die Entfernung von Leichen aus dem Sterbe-
haus anregen, wenn hier ein geeigneter Raum zur Aufbewahrung der Leiche fehlt
(6 12 der Dienstanweisung für Leichenwärter) oder wenn der Tod zufolge einer
ansteckenden Krankheit eingetreten ist (8§ 15 a. a. O.)

Weigern sich die Angehörigen, der Anregung nachzukommen, so hat der
Leichenwärter alsbald die Entscheidung des Gemeindevorstands einzuholen.

Einer Einwirkung auf Art und Form der Bestattung hat er sich unter allen
Umständen zu enthalten.

§s 7.

Die Anstellungsbehörde und ebenso der Leichenwärter kann, falls nicht durch
besondere Vereinbarung etwas anderes bestimmt ist, unter Einhaltung einer viertel-
jährlichen Kündigungefrist für den Schluß eines Kalendervierteljahrs kündigen. Die
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Behörde kann das Verhältnis auch sofort lösen, falls ein wichtiger Grund vorliegt.
Ein solcher liegt insbesondere dann vor, wenn der Leichenwärter seine Dienststellung
zur Erlangung persönlicher Vorteile mißbraucht, z. B. wenn er einer Beerdigungs-
anstalt gegen Entgelt Beerdigungen zuführt.

Bevor die Behörde das Verhältnis löst, hat sie den zuständigen Physikus
zu hören.

88.
Der Leichenwärter darf außerhalb seines Bezirks nur mit ausdrücklicher

Zustimmung des zuständigen Leichenwärters oder Gemeindevorstands Dienst tun.

Wiederholte Zuwiderhandlung gegen diese bessimmung gilt alsewichtigerGrund zur Lösung des Verhältnisses im Sinne des §7Abs.1Satz2

 eu

Die Aufsicht über das Leichenwärterwesen führt in Landgemeinden das Land-
ratsamt, in den Städten der Gemeindevorstand. Auch sind die Leichenwärter dem
zuständigen Physikus untergeordnet. Sie haben seine Anordnungen zu befolgen
und seinen Rat in allen zweifelhaften Fällen einzuholen. Auch haben sie sich auf
Verlangen einer von ihm zu veranstaltenden Prüfung zu unterwerfen.

65 10.
Zuwiderhandlungen gegen die dienstlichen Vorschriften sowie ungehöriges

Verhalten im Dienste sind an den Leichenwärtern, soweit nicht strafrechtlich gegen
sie vorzugehen ist, im Disziplinarwege mit Geldstrafe bis zu 150 Mk. oder mit Haft
bis zu 6 Wochen, nach Befinden auch mit Enthebung vom Dienste zu ahnden.

Zuständig zur Einleitung des Disziplinarverfahrens ist das Landratsamt, in
den Städten der Gemeindevorstand. Vorher ist aber der zuständige Physikus zu hören.

811.
Für seine Dienstleistungen erhält der Leichenwärter bei jeder Leiche

1. von Kindern bis zu 1 Jahr 1—2 Mk,.
2. über 1 bis zu 14 Jahren 2—4 Ml,*i*- Personen über 14 Jahren 8 Mk-

Für Nachtwachen bei einer Leiche kann er eine * Vergiltung ver-
langen. Doch hat er keinen Anspruch auf Kleidungsstücke oder Wäsche des Verstorbenen.

In den Fällen des § 22 der „Dienstanweisung“ kann er 1,50 Mk. verlangen.
Wird eine Leiche mit Leichenpaß von auswärts zugeführt, so stehen ihm

Gebühren nicht zu.



8 12.
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1914 in Kraft.

Greiz, den 3. Dezember 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Dienstanweisung für Leichenwärter.

5 1.
im folgenden für Leichenwärter bestimmt ist, gilt entsprechend auchfür Ses ung

 6 2.
Der Leichenwärter hat sich eines orbentlichen und siktlichen Lebenswandels

zu befleißigen. Er soll reinlich, nüchtern und verschwiegen sein, im Verkehr mit
den Angehörigen Verstorbener höflich und zuvorkommend und ihre Gefühle schonend,
bel Widersetzlichkeiten gegen bestehende Vorschriften ober streng und bestimmt.

83.
Wenn der Leichenwärter zu einer Leiche gerufen wird, soll er sich sogleich

dahin begeben, aber in seiner Wohnung stets hinterlassen, wo er zu finden ist.

8 4
Nach Ankunft bei der Leiche hat sich der Leichenwärter vor allen Dingen

nach der Stunde und den näheren Umständen des Todes zu erkundigen und fest-
zustellen, ob der Verstorbene vor dem Tod von einem Arzt und von welchem be-
handelt worden ist. Darauf hat er die Leiche zu besichtigen und sich zunächst da-
von zu überzeugen, ob der Tod wirklich eingetreten ist. Dabei hat er die nach-
folgend zusammengestellten Kennzeichen des Todes genau zu beachten:

Die wichligsten Lebensäußerungen — Atmung, Herzschlag und Gefühl — haben
ausgehört. Von Atemholen, Herzschlag und Puls (beim Lebenden am Halse, an den
Schläfen und an der Innenseite der Vorderarme dicht oberhalb der Handgelenke
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fühlbar) kann keine Spur mehr wahrgenommen werden, und der Körper ist gegen
jede Berührung unempfindlich. Auch wird durch Anrufen oder sonstige Anregung
eine Aenderung in den Gesichtszügen oder irgend eine andere Bewegung des Körpers
nicht veranlaßt.

Kurze Zeit nach dem Tode sind die Glieder schlaff, das Gesicht und auch
der übrige Körper erscheinen bleich, die Wangen und Schläfen eingesallen, die Nase
und das Kinn spitz. Die Haut fühlt sich kalt an, und zwar erkalten in der Regel
zuerst Gesicht, Hals und Glieder und danach Brust und Unterleib.

Die auseinandergezogenen Augenlider schließen sich nicht wieder, die Augen
selbst sind gebrochen, zurückgesunken.

Der Mund steht offen, und der Unterkiefer sinkt, wenn er an den Ober-
kiefer angedrückt wird, wieder herab

Die fleischigen Teile, mit denen der Körper aufliegt, namentlich die Hinter-
backen und die obere Rückengegend, zeigen sich platt gedrückt.

An verschiedenen Stellen des Körpers, insbesondere am Rücken, Gesäß und
an der hinteren Fläche der Oberschenkel, werden verwaschene blaurote Flecke (Toten-
flecke) sichtbar.

Einige Stunden nach dem Tod beginnen die Augen sich zu trüben und
glanzlos zu werden, und es tritt dann die sogenannte Leichenstarre ein. DerKörper
wird dann steif, starr, die Glieder lassen sich in den Gelenken nicht oder nur wenig
biegen, und die Muskeln fühlen sich derb und festa

Von diesen Erscheinungen ist jedoch keine für 5% allein ein sicheres Zeichen
des Todes; sondern nur dann, wenn sie sämtlich oder wenigstens die meisten von
ihnen vorhanden sind, kann mit größter Wahrscheinlichkeit angenommen werden, daß

der Todrrsis ist und es sich nicht um Scheintod handelt.
Die einzig sicheren Zeichen des wirklich erfolgten Todes sind die Zeichen

der Fäulnis, die je nach der Körperbeschaffenheit des Verstorbenen, der Art der

dem Tode orausgchongenen Krankheit, den Witterungsverhältnissen usw. frheroder später, in der Regel aber schon am zweiten Tage nach dem Tode ein-
stellen, und zwar umso früher, je länger die Leiche auf dem Sterbelager liegen bleibt.

Fäulniszeichen sind: der bekannte eigentümliche Leichengeruch, grünliche,brännliche, voer schwärzliche Flecke über den ganzen Körper, besonders am Unterleibe,
Auftreibung dieses, Ausfluß von mißfarbiger, übelriechender Flüssigkeit aus Mund,
Nase, After und Geschlechtsteilen, Ablösung der Oberhaut an verschiedenen Stellen
des Körpers und gänglicher Verfall der Gesichtszüge.

“

5.
Scheintod ist zu vermuten, wenn das Gesicht der als tot bezeichneten Person
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voll, das Aussehen frisch und die Farbe lebhaft ist, die Augen noch nicht zurück-
gesunken sind und noch einigen Glanz zeigen, der Körper sich noch verhältnismäßig
warm anfühlt, die Gliedmaßen völlig biegsam sind, die Körperstellen, die auf harter
Unterlage aufliegen, sich nicht plattgedrückt haben oder gar noch eine Spur von
Atemholen oder Herzschlag wahrzunehmen ist.

§ 6.
An Scheintod ist zu denken, wenn die als tot angesehene Person bei an-

scheinend guter Gesundheit oder nach nur leichtem Kranksein oder infolge von Schreck,
Aerger oder einer anderen heftigen Gemütsbewegung oder während eines Krampf-
anfalles oder einer Ohnmacht oder alsbald nach einem Schlaganfall oder nach über-
mäßigem Essen und Trinken oder nach langem Hungern und Dürsten oder nach
einer starken körperlichen Anstrengung oder infolge der Einwirkung starker Hitze
oder durch Erfrieren oder Ertrinken oder Blitzschlag oder einen andern elektrischen
Schlag oder Blutsturz oder Erstickung unerwartet schnell anscheinend hingeschieden ist.

8 7.

insolchen Fällen hat der Leichenwärter ohne viel Zeit zu verlierenkolgende Sertee anzustellen:
1. eine Untertasse mit Wasser halbgefüllt auf die Brust der als tot an-

gesehenen Person zu stellen und, während sich alles ruhig verhält, zu
sehen, ob das Wasser eine gleiche Oberfläche behält oder sich bewegt,

2. einen kalten Spiegel oder blanken zinneren Teller dem anscheinend
Verstorbenen vor den Mund zu halten und zu beobachten, ob die
Gegenstände anlaufen,

3. eine Flaumfeder an den Mund des anscheinend Verstorbenen zu bringen
und zu sehen, ob sie sich bewegt,

4 die Kinnlade abzuziehen und zu sehen, ob sie sich wieder anschließt.

86.
Besteht nach obigen Anzeichen der Verdacht des Scheintodes, so muß der

Leichenwärter unter allen Umständen, auch gegen den Willen der Angehörigen, so-
fort den zunächst zu erlangenden Arzt herbeirufen. Widersprechen die Angehörigen

der Zudichuns eines Arztes, so ist überdies dem Gemeindevorstande Anzeige zuerstatte
#½ der Arzt erscheint, hat der Leichenwärter von dem Körper des vermeint-

lich Scheintoten alle beengenden Kleidungestücke zu entfernen und ihn warm zu
legen; nur Erfrorene muß er in der Kälte liegen lassen. Ferner soll er der leb-



97

losen Person öfters ihren Namen laut ins Ohr rufen, ihr Gesicht und Brust mit
kaltem Wasser bespritzen, Stiru und Schläfen mit Essig. Branntwein oder Hoffmannus
Tropfen einreiben, Salmiakgeist oder Hoffmanns Tropfen unter die Nase halten,
den Gaumen mit einem Federbart kitzeln und Brust und Gliedmaßen mit warmen
wollenen Tüchern oder weichen Bürsten reiben.

Ertrunkene sind, während ihnen ein Arm unter die Stirn gelegt wird,
einige Minuten auf das Gesicht zu legen, damit aus Mund und Nase Wasser und
Schlamm ablaufen kann.

Erfrorene sind mit Schnee oder kaltem Wasser tüchtig abzureiben.
Das beste Verfahren zur Wiederbelebung ist die Einleitung der künstlichen

Atmung, doch darf dies Verfahren nur von hierin geübten Personen, wie Kranken-
pflegern, Samaritern usw. angewandt werden.

Nach Ankunft des Arztes hat der Leichenwärter diesem über seine Wahr-
nehmungen und Maßnahmen zu berichten und sodann dessen Anordnungen genau
zu befolgen.

69.
Wenn dem Leichenwärter nach Neußerungen, die er hört, oder bei Er-

kundigungen, die er einzieht, oder nach Wahrnehmungen an der Leiche (blutige
Striemen, Blutunterlaufungen, Wunden, Würgespuren vder Strangmarke am Halse,
Fremdkörper im Munde usw.) der Verdacht aufsteigt, daß der Verstorbenc nicht
eines natürlichen Todes gestorben ist, sondern durch Selbstmord oder durch Mord
geendet hat, so muß er dem Gemeindevorstand sofort Anzeige machen und weiter
noch dafür Sorge tragen, daß an der Leiche und deren Umgebung vor der Besich-
tigung durch die zuständige Gerichtsbehörde oder den Physikus keinerlei Veränderung
vorgenommen wird. Die Leiche darf in diesen Fällen erst dann zur Beerdigung
vorbereitet werden, wenn die zuständige Behörde die Erlaubnis zur Beerdigung
erteilt hat.

8 10.
Ist ein Verdacht von Scheintod oder eines unnatürlichen Todes nicht vor-

handen, so muß die Leiche 8—12 Stunden im Bett gelassen werden. Sie darf
aus diesem nur dann früher entfernt werden, wenn sie deutliche Zeichen beginnender

ulnis darbietet, wenn die vorausgegangene Krankheit ansteckend war (8 14), oder
wenn cs von einem Arzt angeordnet wird. Beim Heraustragen aus dem Bett muß
der Kopf der Leiche hochgehalten werden. Sie ist dann mit lauem Wasser nach
und nach am ganzen Körper abzuwaschen und sogleich wieder zu trocknen. Die
Haare sind gleichfalls zu reinigen.

Dabei hat der Leichenwärter darauf zu achten, ob jetzt etwa Zeichen eines
unnatürlichen Todes wahrnehmbar werden, die vorher nicht bemerkt worden sind.
In einem solchen Fall ist nach den Bestimmungen des § 9 zu verfahren.

1
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811.
Nach der Reinigung wird die Leiche wieder mit Leinentüchern zugedeckt und

in einem verschlossenen Raum aufbewahrt. Der Leichenwärter hat sie täglich zwei-
mal zu besuchen und sich hierbei jedesmal noch genauer von dem Tod und der
beginnenden oder fortschreitenden Verwesung zu überzeugen.

* 12.
Ist in dem Sterbehaus kein geeigneter Raum zur Aufbewahrung der Leiche

vorhanden, so soll in Orten, für die eine Leichenhalle vorhanden ist, der Leichen-
wärter, auch wenn der Tod nicht durch eine ansteckende Krankheit erfolgt ist
(6§ 14, 15), darauf hinwirken, daß die Leiche in die Leichenhalle überführt wird.

8 13.

Nach jeder Bedienung einer Leiche muß der Leichenwärter, um selbst gesund
zu bleiben und auch nicht Krankheiten von einer Leiche auf andere Personen zu
übertragen, seine Hände sowie andere elwa beschmutzte Teile seines Körpers auf
das sorgfältigste unter Benützung einer Handbürste zunächst mit warmem Wasser
und Seife und darauf mit einer 3prozentigen Karbolsäurelösung (30 g verflüssigte
Karbolsäure — Acickum carbolicum liquefactum — mit 1 Liter warmen Wassers
gemischt) oder mit verdünntem Kresolwasser (50 g Kresolseifenlösung — Liquor
Crescoli saponatus — mit 1 Liter Wasser gemischt) waschen. Er hat daher auch
stets, wenn er zu einer Leiche geht, eine Handbürste und eine Flasche mit ver-
flüssigter Karbolsäure oder Kresolseifenlösung bei sich zu führen. Die Handbürste
muß von Zeit zu Zeit ¼ Stunde lang in Wasser ausgekocht werden. Auch soll
der Leichenwärter bei der Beschäftigung mit der Leiche eine große, waschbare, am
besten aus Wachstuch oder Gummistoff gefertigte Schürze anlegen.

814.
Der Leichenwärter darf keine Leiche beerdigen lassen, bevor zweimal 24 Stunden

nach Eintritt des Todes verflossen sind und zugleich die Zeichen allgemeiner Fäulnis
der Leiche sich eingestellt haben.

Von dieser Bestimmung können folgende Ausnahmen vorkommen:

1. Wenn ein Arzt die eice besichtigt und die Erlaubnis zur früherenBeerdigung erteilt
2. wenn es sich um c von Personen handelt, die an einer ansteckenden

Krankheit gestorben sind. In diesem Falle sind die Bestimmungen des
82 der Regierungs-Verordnung vom 21. Mai 1886 (Ges.-S. S. 95) zu
befolgen. Hiernach sind Personen, die an Cholera, Pocken, Flecktyphus,
Unterleibstyphus, Diphtherie, Scharlach, Masern oder epidemischer Ruhr



99

verstorben sind, innerhalb 468—66 Stunden nach Eintritt des Todes
zu beerdigen.

Die Leichen der an Cholera, Pocken, Flecktyphus Verstorbenen sind jedoch
wo irgend tunlich, früher und möglichst rasch nach der Feststellung des Todes
zu bestatten.

Wenn nach Ablauf von dreimal 24 Stunden nach Eintrikt des Todes die
Zeichen der Fäuluis noch fehlen, muß der Leichenwärter einen Arzt herbeirufen,
damit dieser bestimmt, ob und wann die Beerdigung stattfinden kann.

Länger als viermal 24 Stunden darf eine Leiche, wenn deutliche Zeichen
von Fäulnis eingetreten sind, ohne Erlaubnis des zuständigen Physikus nicht
unbeerdigt bleiben.

0 15.

Betreffs der Beerdigung von Personen, die an einer der in § 14 genannten
ansteckenden Krankheiten gestorben sind, bestehen ferner nachstehende Bestimmungen,
zu deren Befolgung der Leichenwärter die Angehörigen der Verstorbenen an-
zuhalten hat:

Verboten ist (vgl. 8 1 der Regierungs-Verordnung vom 21. Mai 1886):
Die Ausstellung der Leiche in dem Hause, in dem der Todesfall statt-
gefunden hat oder von dem aus das Begräbnis erfolgt,
jede Feierlichkeit und Trauerversammlung daselbst mit oder ohne Be-
wirtung,
überhaupt der Eintritt in den Naum, in dem die Leiche sich befindet,
von seiten anderer als der mit dem Leichendienste beschäftigten Personen
und der nächsten Verwandten des Verstorbenen,
das Grabgeleite von Schulkindern, sowie überhaupt der Zutritt von Kindern.

An Orten, für die eine Leichenhalle vorhanden ist, sind die Leichen möglichst
bald, spätestens innerhalb 24 Stunden nach dem Tod, in den dazu bestimmten
Näumen der Leichenhalle bis zur Beerdigung unterzubringen (vgl. 8§ 2 Absatz 3 a. a. O..

Das Waschen der Leichen unterbleibt, wenn es nicht auf Ansuchen der
Angehörigen vom zuständigen Physikus unter Vorsichtsmaßregeln, die er anordnet,
gestattet wird.

6 16.

» Der Leichenwärter hat dafür zu sorgen, daß die Stunde eines kirchlichen
Begräbnisses nicht eher festgesetzt und bekannt gemacht wird, als bis mit dem
zuständigen Pfarramt darüber Rücksprache genommen und Vereinbarung getroffen ist.

1½6
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817.
Einige Stunden vor der Beerdigung hat der Leichenwärter die Leiche anzu-

kleiden, wenn es die Angehörigen wünschen und sie dann in den Sarg zu legen.
Dieser ist kurz vor dem Wegtragen zu schließen und zu vernageln.

Der Sarg ist früher zu schließen, wenn die Leiche Zeichen hochgradiger
Fäulnis darbietet, namentlich wenn sie stark riecht und wenn der Betreffende an
einer der im 8 14 genannten ansteckenden Krankheiten gestorben ist, aber keines-
falls, bevor sichere Zeichen des wirklich eingetretenen Todes vorhanden sind oder
ein Arzl die Leiche besichtigt und die Beerdigung gestattet hat.

Bereits geschlossene Särge dürfen ohne Genehmigung des zuständigen Physikus
nicht wieder geöffnet werden.

60 13.

Keine Leiche darf außerhalb des Sterbehauses oder der Leichenhalle im

offenen * zur Schau ausgestellt werden.
Wird eine Leiche mittels Leicheupasses von auswärts zugeführt, so ist sie,falls sie rMW nach der Ankunft so bald als möglich beerdigt wird, was in Orten

ohne Leichenhalle zu geschehen hat, in die Leichenhalle zu bringen. Der Sarg darf
nicht wieder geöffnet werden.

6519.
Soll eine Leiche vom Sterbeort nach einem andern Ort als dem Bestattungs-

platz der Parochie gebracht werden, so hat der Leichenwärter auf Einhaltung
folgender Bestimmungen (Regierungs- Verordunng vom 10. März 1888 Ges. S. S. 10)
genau zu achten:

a. Der Transport darf nur auf Grund eines vom Fürstlichen Landratsamt
bezw. dem Fürstlichen Amtsrichter in Burgk auszustellenden Leichenpasses
stattfinden.

b. Jeder Leichentrausport ist von einer zuverlässigen Person zu begleiten.
. Bei jedem Transport auf der Eisenbahn muß die Leiche in einem hin-

länglich widerstandsfähigen Metallsarg luftdicht cingeschlossen und dieser
von einer hölzernen Umhüllung dergestalt umgeben sein, daß jede Verschie-
bung des Sarges innerhalb der Umhüllung verhindert ist. Der Boden
des Sarges muß ferner mit einer mindestens 5 cm hohen Schicht von
Sägemehl, Holzkohlenpulver, Torfmull oder dergleichen bedeckt und diese
Schicht mit 5prozentiger Karbolsäurelösung (1 Teil verflüssigter Karbol-
säure — Acidum carbolicum liquefactum — in 18 Teilen warmen

Wassers gelöst) reichlich besprengt sein.
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d. In allen Fällen, in denen der Tod an einer ansteckenden Krankheit
erfolgt ist, darf der Transport, auch wenn er ohne Benuztzung der Eisen-
bahn staltfinden soll, ebenfalls nur in doppelten Särgen erfolgen, von denen
der innere, den Leichnam unmittelbar umschließende, ein sorgfältigst ver-
löteter Metallsarg, der äußere aber aus hartem Holz und ausgepicht
sein muß.
 Bei Leichentransporten, die ohne Benutzung der Eisenbahn nach einem

außerhalb des Fürstentums gelegenen Ort gerichtet sind, muß die Leiche
auch in Fällen, in denen der Tod nicht an einer ansteckenden Krankheit
erfolgt ist, nach den für Leichentrausporte auf Eisenbahnen geltenden
Vorschriften eingesargt werden.

Außerdem hat der Leichenwärter allen hinsichtlich der Behandlung der zu
transportierenden Leiche vom zuständigen Physikus oder einem anderen Arzt
gegebenen besonderen Anordnungen pünktlichst nachzukommen.

#

s 20.
Der Leichenwärter hat dafür zu sorgen, daß jeder Sterbefall, zu dem er

zugezogen wird, spätestens am nächstfolgenden Wochentag dem Standesamt des Bezirks,
in dem der Tod erfolgt ist, angezeigt wird. Zur Anzeige verpflichtet ist das Familien=
haupt und, wenn ein solches nicht vorhanden oder an der Anzeige behindert ist,
derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Sterbefall sich ereignet hat.
Bei der Anzeige ist anzugeben:

1. Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes,
2. Vor= und Familienname, Religion, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohn-

ort und Geburtsort des Verstorbenen,

3. Vor= und Familienname seines Ehegatten, oder ob er ledig gewesen sei,
4. Vor= und Familienname, Stand oder Gewerbe und Wohnort seiner Eltern

(§8 66 ff. des Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875.)
Der Leichenwärter hat auch darauf hinzuwirken, daß die Angehörigen den

Sterbefall rechtzeitig dem zuständigen Pfarramt anzeigen.

8 21.
Jeder Todesfall an Aussatz (Lepra), Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Fleck-

tuphus), Gelbsieber, Pest (orientalischer Beulenpest), Pocken (Blattern), Diphtherie
(Nachenbräune), übertragbarer Genickstarre, Kinderlähme, Kindbettfieber (Wochenbett.,

Puerperalfieber), Körnerkrankheit (Granulose, Trachom), Rückfallsieber, übertragbarer
Ruhr (Dysenterie), Scharlach (Scharlachsieber), Typhus (Unterleibstyphus), Milzbrand,
RotV, Tollwut sowie Bißverletzungen durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere,
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Fleisch-, Fisch= und Wurstvergistung, Trichinose, Lungen= und Kehlkopftuberkulose
ist, falls keine andere zur Anzcige verpflichtete Person vorhanden ist (der zugezogene
Arzt, der Haushaltungsvorstand, jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des
Erkrankten beschäftigte Person, derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der
Todesfall sich ereignet hat, der Leichenschauarzt), vom Leichenwärter dem für den
Sterbeort zuständigen Gemeindevorstand innerhalb 24 Stunden nach erlangter
Kenntnis anzuzeigen. Das Unterlassen der Anzeige wird mit Geldstrafe bis

150 Mark oder mit Haft bestraft (Cheichgese vom 30. Juni 1900 und Landes-gesetz vom 24. Dezember 1911 Ges=S. 44).

8 22.
Bei der Oeffnung von Leichen hat der Leichenwärter den Aerzten auf Ver-

langen be erforderlichen Handreichungen zu leisten. Er hat dann auch das Zimmer,in dem die Leichenöffnung vorgenommen worden ist, die benutzten Geräte und dieetwa vemoindelen Tücher zu reinigen.

38. M. KWMM. 4 4.

vom 5. Dezember 1913,
betreffend Abänderung der Instruktion für die Standesbeamten.

Einziger Puragraph.
Die nach § 2 Abs. 2 der Regicerungsbekanntmachung vom 4. April 1912

von den Standesämtern on die Pfarrämter alljährlich bis zum 31. Jannar zu
liefernden Uebersichten über die im Bezirk vorgekommenen Geburten, Todesfälle und
Eheschließungen sind in Zukunft nach Maßgabe der anliegend abgedruckten Formulare
A. B, C anzuferligen und in den Städten monatlich, auf dem platten Lande viertel-
jährlich an die Pfarrämter einzusenden.

Greiz, am 5. Dezember 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.v. Meding.
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39. Höchste Verordnung
vom 8. Dezember 1913

zur Ausführung des Reichsgesetzes vom 3. Juli 1913 über einen
einmaligen außerordentlichen Wehrbeitrag und der dazu erlassenen
Ausführungsbestimmungen des Bundesrats vom 8. November 1913.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
Heinrich XXW. Reuß Aelterer Linie, verordnen

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie,

Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera,
Schleiz und Lobenstein,

c. c. ;c.
Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

zur Ausführung des Reichsgesetzes vom 3. Juli 1913 über einen einmaligen außer-
ordentlichen Wehrbeitrag und der Ausführungsbestimmungen des Bundesrats vom
8. November 1913, was folgt:

81.
Die Veranlagung der Steuerpflichtigen zum Wehrbeitrag erfolgt zusammen

mit der Veranlagung zur staatlichen Einkommensteuer und Vermögenssteuer für
das Jahr 1914 durch die für die Staatssteuer-Veranlagung zuständigen Behörden.

52.

Die Vorbereitung der deraniccung liegt dem Fürstlichen Steueramt unterMitwirkung der Gemeindevorstände ob.
Die Aufstellung der Wehrbeitragslisten (88 4 fg. der Ausführungsbestimmungen

des Bundesrats) erfolgt durch Fürstliches Steueramt.
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83.
Die öffentliche Aufforderung und die besonderen Aufforderungen zur Ab-

gabe der Vermögenserklärungen (§8 15, 16 Ausführungsbestimmungen des Bundes-
rats) erläßt Fürstliches Steueramt.

84.
Diein § 16 Abs. 1 der Ausführungsbestimmungen des Bundesrats bezeich-

neten Schriftstücke (Vordrucke für die Vermögenserklärungen, Abdrucke der öffent.
lichen Bekanntmachung, Aufforderungen) sind durch die Gemeindevorstände zuzastelen.(zu vgl. Reg.= Verordnung vom 18. Dezember 1912, insbes. 8 1 Abs. 1). Die er-
folgten Zustellungen sind in Listen zu beurkunden. Die Zustellungslisten sind nach
Abschluß des Zustellungsgeschäfts dem Fürstlichen Steueramt mit einzusenden.

86.
Die Vermögenserklärungen sind bei dem Gemeindevorstand einzureichen.

Letzterer hat den Tag des Eingangs auf den Erklärungen zu bescheinigen und sie.
spätestens innerhalb der in § 22 der Ausführungsverordnung zum Einkommensteuerge-
setz vom 21. Dezember 1911 gesetzten Frist an Fürstliches Steueramt einzusenden.

8 6.

Denjenigen Personen, die erst nach dem 1. Januar 1914 in die Wehrbei-
tragsliste aufgenommen werden, können unmittelbar vom Fürstlichen Steueramt die
in § 16 Abs. 1 der Ausführungsbestimmungen des Bundesrats bezeichnetenSchriftstücke
mit der Aufforderung zur Einreichung der Vermögensanzeige binnen einer auf
mindestens 14 Tage zu bemessenden Frist zugestellt werden.

8 7.

Das Fürstliche Strueramt, *2;5 gernchigt. die Frist zur Abgabe der Ver-mögenserklärung für die in 39 13 Abs. 1 Satz 3 der Ausführungsbestimmungendes Bundesrats bezeichneten S. # ienen bis zum 15. April 1914 zu ver-
längern. Bei Bemessung der Frist ist auf den Umfang und die Schwierigleit der
mit dem Jahresabschluß verbundenen Arbeit Rücksicht zu nehmen.

55
Fürstliches Steueramt hat die Angaben in den Vermögenserklärungen zu

prüfen und als Veranlagungsbehörde im Sinne der 38 40, 41. 42, 46 des Reichs-

gesetzes nötigenfalls die Fesnneebe #iserinern anzusiellen. di in den ge-nannten Paragraphen bezeichnetenB ch b ..
H«
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L
Die Einschätzungskommission hat die in Spalte 3, 4, 5 und 7 der Wehr-

beitragslisten A und B bezeichneten, das Fürstliche Steueramt die übrigen nach den
Wcehrbeitragslisten erforderlichen Feststellungen zu treffen und Berechnungen anzu-
stellen, sowie den Veranlagungsbescheid oder Feststellungsbescheid zu erteilen.

8 10.
Die Veranlagungsbescheide und Feststellungsbescheide sind verschlossen durch

die Gemeindevorstände zuzustellen. Die Beurkundungen über die Zustellungen sind
in Listen aufzunehmen und letztere nach Beendigung des Zustellungsgeschäfts an
Fürstliches Steueramt einzusenden.

§ 11.

Gegen den Veranlagungsbescheid und den Fesstellungebesched steht demFeirugepeichge die Berufung zu. Die 38 47, 50 f#g. des Einkommensteuer-
gesetzes finden hierbei mit der Maßgabe keiicn. Anwendung, daß die Ein-
schätzungskommission im Berufungsverfahren von der Mitwirkung dann ausgeschlossen
ist, wenn die Feststellungen der Einschägungpkommisson von der Berufung nichtgetroffen werden. Im letzteren Falle geht die der Einschätzungskommission nach
551 2 3 des Einkommensteuergesetzes zustehende Befugnis auf Fürstliches Steuer-amt über.

8 12.
Gegen den Bescheid der Berufungskommission findet die Anfechtungsklage

bei dem Oberverwaltungsgerichtstatt.

8 13.
Die nach den Vorschriften über die Zollstrafen den Zollämtern und den

Bolldirektivbehörden übertragenen Obliegenheiten werden hinsichtlich des Verwal-
tungsstrafverfahrens in Wehrbeitragssachen von dem Fürstlichen Steueramte und
dem Vorsitzenden der Berufungskommission wahrgenommen.

614.
Die Androhung und Festsetzung von Zwangsstrasen (8 38 Abs. 1, § 40

Abs. 2, § 42 Abs. 4 des Reichsgesetzes), die Festsetzung von ru–N-
6# 38 Abs. 2), die Wehrbeitragsermäßigungen (8 31 Abs. 4),dieFestsetzung der
von dem Webrbeitragspflichtigen zu erstattenden Kosten (8 14 die Stundungen
und die Genehmigung der Entrichung des Wehrbeitrags in Teilbeträgen erfolgendurch Fürstliches Steueramt.

Gegen dessen Entscheidung ist Beschwerde an Fürstliche Landesregierung
zulässig.
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60 15.
Veranlagungsbehörde im Sinne des § 57 des Reichsgesetzes und der

88 46, 52 Abs. 1 und 3, 74 der Ausführungsbestimmungen des Bundesrats ist
Fürstliches Steueramt.

16.
Oberbehörde im Sinne der kusübenmgefelimmungen des Bundesrats ist

Fürstliche Landesregierung.

817.
Die Erhebung des Wehrbeitrags erfolgt in der Stadt Greiz durch den

Gemeindevorstand, im übrigen durch die Bezirkssteuereinnahmen für ihre Bezirke.

8 18.
Mit der weiteren Ausführung des Reichsgesetzes, der Ausführungsverord-

nung des Bundesrats und dieser Verordnung wird Fürstliche Landesregierung
betraut.

Gegeben Schloß Österstein, den 8. Dezember 1913.

(I. S) (Gez) Deinrich XXVII.

(ggez.) v. Meding.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
5 10.

(Ausgegeben am 30. Dezember 1913.)

40. Regi 2.M### 4 4.

vom 16. Dezember 1913,
Abänderung der Postordnung vom 20. März 1900 betreffend.

Nachstehende „Aenderung der Postordnung vom 20. März 1900“ wird in
Gemäßheit § 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reichs vom 28.
Oktober 1871 (Reichsgesetzblatt S. 347) hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Greiz, den 16. Dezember 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Berlin W 66, den 10. Dezember 1913.

Nenderung
der

Postordnung vom 20. März 1900.

Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reichs
vom 28. Oklober 1871 wird die Postordnung vom 20. März 1900 wie folgt er-
gänzt und geändert.

17
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1. Im § 2 „Meistgewicht“ ist in Zeile 5 statt „350g“ zu setzen:
500 g.

2. Im § 8 „Drucksachen“ ist als Abs. XV aufzunehmen:
Außergewöhnliche Zeitungsbeilagen sind vom Verleger in die Zeitungen und

Zeitschriften lose einzulegen, sie dürfen nicht eingeheftet oder eingeklebt sein.
Die jetigen Abs. XV und XVI erhalten die Bezeichnung
XVI und XVII.

Im bisherigen Abs. XV ist der Schlußsatz zu streichen.

3. Im 69 Geschftpopierek Ist im Abs. I hinter „Versicherungs-gesellschasten,“ einzuschalBerufsgenossenschaften, Krankenkassen ,
4. Im 8 10 „Warenproben“ erhalten die Abs. I. II und IX

folgenden Wortlaut:
1 Als Warenproben gegen ermäßigte Gebühr werden unter den nachstehenden

Bchingungen zugelassen: Proben und Muster, kleine Warenmengen, einzelnessel, abgeschnittene frische Blumen, Tuben mit Serum und pathologische Gegen-
stände, die so zubereitet und verpackt sind, daß sie keinen Schaden anrichten können,
naturgeschichtliche Gegenstände, getrocknete oder konservierte Tiere und Pflanzen,
geologische Muster usw.

II Die Sendungen müssen sich nach ihrer Verpackung. Form und sonstigen Be-
schaffenheit zur Beförderung mit der Briefpost eignen; sie dürfen 30 cm in der

nge, 20 cm in der Breite und 10 em in der Höhe oder, wenn sie Rollenform
haben, 30 cm in der Länge und 15 cm im Durchmesser nicht überschreiten.

IX Die Sendungen müssen frankiert * Die Sebhr betigt,bis 250 geinschließlich ... Pf
über 250 bis 500 g einschlichlich ...... Pf.

Unfrankierte Sendungen werden nicht abgesandt.
5. Im 8 18 „Postaufträge zur Einziehung von Geldbeträgen und zur

Einholung von Wechselakzepten“ ist im Abs. XX zwischen dem
ersten und zweiten Satz einzuschalten:

Sind die Anlagen eines Postauftrags ausgehäudigt, ohne daß der Postauf-
tragsbetrag ordnungsmäßig eingezogen worden ist, so wird dem Absender, vorbehalt-
lich der Abtretung seines Anspruchs gegen den Empfänger der Anlagen, für den
entstandenen unmittelbaren Schaden bis zum Betrage des Postauftrags Ersatz geleistet.

6. ne 6#18# Biicketel is. unter V im dritten Abs. hinterben“ einzuschalwenn der Poorpreftuufkygn mit oris Vermert „Ohne Protestfrist“ versehen ist.
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7. In demselben§(18a) erhält der erste Abs. unter 1X
folgende Fassung:

Werden dem unter 11 bezeichneten Formular zu Postprotestaufträgen Wechsel,
die von der Protesterhebung durch die Post ausgeschlossen sind (I), oder mehrere
Anlagen (II) beigefügt, so werden von diesen Aufträgen

1. solche, denen
a) Wechsel in französischer Sprache,
b) Wechsel mit Notadresse oder Ehrenakzept,
c) unter Vorlegung mehrerer Exemplare desselben Wechsels oder

unter Vorlegung des Originals und einer Kopie zu protestierende
Wechsel

beiliegen, nach der ersten vergeblichen Vorzeigung oder nach dem
ersten vergeblich gebliebenen Versuche der Vorzeigung,

2. alle übrigen, ohne daß postseitig eine Vorzeigung stattfindet,
an einen Gerichtsvollzieher, Notar usw. weitergegeben. Das gleiche kann mit Post-
protestaufträgen geschehen, die erst am lezten Tage der Protestfrist bei der Postan=
stalt eingehen, die den Protest zu erheben hat. Wechsel mit Notadresse oder Ehren-
akzept we nur dem Bezogenen vorgezeigt.

8. Im § 41 „Aushändigung von postlagernden Sendungen“ ist im
letzten Satze des Abs.Istatt „unter der in der Karte ange-
gebenen Nummer eingehen“ zu setzen

eingehen und die Bezeichuung „Postlagerkarte“ sowie die in der Karte ange-
gebene Nummer tragen.

9. Im § 50 „Entrichtung des Portos und der sonstigen Gebühren“ ist
im letzten Satze des Abs. VI hinter „um“ einzuschalten:

Postkarten und

10. Im § 62 „Verhalten der Teisuden auf den Posten“ erhältAbs. UI folgende Fassun
Rauchen im Postwagen ist aar unter Zustimmung der Mitreisenden
gestattet.

Die Bestimmungen unter 1 und 4 treten am 1. Januar 1914, die
anderen Bestimmungen sofort in Kraft.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Krartke.
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41. Gebührenordnung
für die eichamtliche Beglaubigung von zum Eisenbahntransport

benutzten Fischversandgefäßen vom 22. Dezember 1913.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten- Regenten
wird auf Grund der Bekanntmachung des Bundesrats vom 21. Juni 1912, das
Maß= und Gewichtswesen betreffend, (Zentralblatt für das Deutsche Reich 1912
Seite 539/40) verordnet,

daß für die eichamtliche Beglaubigung von zum Eisenbahntransport be-
nutzten Fischversandgefäßen dieselben Gebühren zu entrichten sind, wie sie
nach der Eichgebührenordnung vom 18. Dezember 1911 (Reichsgesetzblatt
Seite 1074 ff..) für die Raumgehaltsermittelung der Fässer festgesetzt sind.

Es werden sonach erhoben
für die Beglaubigung von Fischversandgefäßen

0von 110 Liter und weniger M
von mehr als 110 bis einschließl. 210 Liter — »

210 310 40
„ „ „ 310 „ » 410 „ 60 „

 . 410 600 600 „
" „ 600 Liter für jede volle oder

angefangene Stufe von 100 Liter 0,10 „

Greiz, den 22. Dezember 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.
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42. Nachtrag
vom 23. Dezember 1913

zur Regierungs-Verordnung vom 16. März 1895, den Handel
mit Giften betreffend.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten wird
mit Bezug auf die durch die vorstehend bezeichnete Regierungs-Verordnung vom
16. März 1895 erlassenen Vorschriften über den Handel mit Giften folgendes ver-
ordnet:

Als Ortspolizeibehörde für das platte Land im Sinne des § 12
Abs. 2 der genannten Vorschriften wird Fürstliches Landratsamt bestimmt.

Greiz, den 23. Dezember 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

43. Regierungs-Verordnung
vom 24. Dezember 1913,

betreffend Aenderung der Deutschen Arzneitaxe.

.Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten
wird unter Bezugnahme auf die Regierungs-Verordnung vom 21. März 1905, die
Einführung einer einheitlichen Deutschen Arzneitaxe betreffend (Ges-S. S. 26), uuf
Grund des § 80 Absatz 1 der Gewerbeordnung bestimmt:
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Die zufolge Verständigung unter den Bundesregierungen im
Bundesrat am 19. Dezember 1913 beschlossenen Aenderungen der Deutschen
Arzneitaxe treten für das Fürstentum am 1. Jannar 1914 in Kraft.

Die amtliche Ausgabe der Arzneitaxe 1914 wird im Verlage der Weidmann-
schen Buchhandlung in Berlin S. W. 68, Zimmerstraße 94, erscheinen.

Greiz, den 24. Dezember 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

44. Negierungs-Verordnung
vom 27. Dezember 1913

zur Ergänzung der Regierungs-Verordnung vom 31. Jannar 1912,
betreffend Ausführung des Hausarbeitgesetzes vom 20. Dezember 1911

(Ges.S.S. 10).

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten wird
folgendes verordnet:

„Untere Verwaltungsbehörde“ im Sinne der Bestimmungen des
Bundesrats über Hausarbeit in der Tabakindustrie vom 17. November
1913 ist:

für das platte Land: das Fürstliche Landratsamt,
für die Städte: der Gemeindevorstand.

Greiz, den 27. Dezember 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.
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45. Regi gs-Bekanntmach
vom 29. Dezember 1913,

die Beschäftigung von jugendlichen Arbeitern und von Arbeiterinnen
in Werkstätten mit Motorbetrieb betreffend.

ie Vorschriften unter 1 des der Regierungs-Bekanntmachung vom 29. De-
zember Do (Gesetzsammlung S. 248) angefühten Auszugs sind außer Wia
keit getreten, nachdem durch Artikel 4, II des Reichsgesetzes vom 28. Dezem1908, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung (Neichsgesetzblatt S. wurn-
die Ausführungsbestimmungen des Bundesrats über die Beschäftigung von jugend-
lichen Arbeitern und von Arbeiterinnen in Werkstätten mit Motorbetrieb vom 13.
Juli 1900 (Reichsgesetzblatt S. 566) hinsichtlich derjeuigen Betriebe, in welchenin
der Regel mindestens zehn Arbeiter beschäftigt werden, aufgehoben worden sind. Es
finden also auf solche Motorbetriebe mit 10 oder mehr Personen hinsichtlich der
Beschäftigung von jugendlichen Arbeitern und von Arbeiterinnen in Zukunft die
sonst gültigen allgemeinen Vorschriften Anwendung; die in diesen Betrieben aus-
zuhängenden Tafeln haben demnach so zu lauten, wie dies auf Grund von § 138
Abs. 2 der Gewerbeordnung durch Regierungs-Bekanntmachung vom 16. April 1892
(Gesetzsammlung Seite 25 ff. festgesetzt ist.

Greiz, den 29. Dezember 1913.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. V.

Dr. Hanitsch.
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